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Dieser Prospekt wurde im Juli 2023 entsprechend den gemaR den Bestimmungen des Investmentfondsgesetzes

erstellten Fondsbestimmungen verfasst. Hinzuweisen ist darauf, dass die genannten Fondsbestimmungen am 02.
Mai 2013 in Kraft getreten sind. Fiir den Prospekt gilt bis einschlieBlich 31. Juli 2023 die Ausgabe 01/2023.
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HINWEISE

Den Anlegern ist rechtzeitig vor der angebotenen Zeichnung der Anteile das Basisinformationsblatt gemafl
EU-VO 1286/2014 kostenlos zur Verfiigung zu stellen. Auf Anfrage werden der zurzeit giiltige Prospekt und
die Fondsbestimmungen kostenlos zur Verfiigung gestellt und sind gemeinsam mit dem Basisinformati-
onsblatt gema EU-VO 1286/2014 auf www.iqam.com abrufbar. Dieser Prospekt wird ergdnzt durch den
jeweils zuletzt verdffentlichten Rechenschaftsbericht bzw. gegebenenfalls Halbjahresbericht. Die Zurverfii-
gungstellung der vorgenannten Dokumente kann sowohl in Papierform als auch auf elektronischem Weg
erfolgen. Unterlagen sind auch bei der Depotbank des Fonds sowie den in Anhang 1 angefiihrten Zahlstel-
len erhiiltlich.

Zulassung zum offentlichen Vertrieb

Der Fonds SpénglerPrivat: Ertrag Plus ist in folgenden Landern zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen:
Osterreich, Deutschland

Ein 6ffentlicher Vertrieb in anderen, als den genannten Landern ist daher nicht zuldssig.

Verkaufsbeschriankung

Die ausgegebenen Anteile dieses Sondervermdgens diirfen nur in Landern 6ffentlich angeboten oder ver-
kauft werden, in denen ein solches 6ffentliches Angebot oder ein solcher Verkauf zuldssig ist. Sofern nicht
von der Verwaltungsgesellschaft oder einem von ihr beauftragten Dritten eine Anzeige bei den 6rtlichen
Aufsichtsbehorden eingereicht bzw. eine Erlaubnis von den ortlichen Aufsichtsbehorden erlangt wurde
und soweit eine solche Anzeige oder Genehmigung nicht vorliegt, handelt es sich daher nicht um ein Ange-
bot zum Erwerb von Investmentanteilen.

Die Anteile wurden und werden nicht nach dem United States Securities Act aus dem Jahr 1933 in seiner
jeweils geltenden Fassung (nachfolgend als ,,Gesetz von 1933” bezeichnet) oder nach den Wertpapierge-
setzen eines Bundesstaates oder einer Gebietskdrperschaft der Vereinigten Staaten von Amerika oder ihrer
Territorien, Besitzungen oder sonstiger Gebiete registriert, die ihrer Rechtshoheit unterstehen, einschlie3-
lich des Commonwealth von Puerto Rico (nachfolgend als ,Vereinigten Staaten” bezeichnet).

Die Anteile diirfen nicht in den Vereinigten Staaten 6ffentlich angeboten, verkauft oder anderweitig iiber-
tragen werden. Die Anteile werden auf Grundlage einer Befreiung von den Registrierungsvorschriften des
Gesetzes von 1933 gemaB Regulation S zu diesem Gesetz angeboten und verkauft. Die Verwaltungsgesell-
schaft bzw. das Sondervermdégen wurde und wird weder nach dem United States Investment Company Act
aus dem Jahr 1940 in seiner geltenden Fassung noch nach sonstigen US-Bundesgesetzen registriert. Dem-
entsprechend werden Anteile weder in den Vereinigten Staaten noch an oder fiir Rechnung von US-Perso-
nen (im Sinne der Definitionen fiir die Zwecke der US-Bundesgesetze iiber Wertpapiere, Waren und Steu-
ern, einschlieBBlich Regulation S zum United States Securities Act von 1933) (nachfolgend zusammen als
~,US-Personen” bezeichnet), 6ffentlich angeboten oder verkauft. Spitere Ubertragungen von Anteilen in
den Vereinigten Staaten bzw. an US-Personen sind unzulassig.

Die Anteile wurden von der US-Wertpapier- und Borsenaufsichtsbehoérde, der Securities and Exchange
Commission (nachfolgend als ,SEC"” bezeichnet) oder einer sonstigen Aufsichtsbehorde in den Vereinigten
Staaten weder zugelassen, noch wurde eine solche Zulassung verweigert; dariiber hinaus hat weder die
SEC noch eine andere Aufsichtsbeho6rde in den Vereinigten Staaten liber die Richtigkeit und Angemessen-
heit dieses Prospekts bzw. die Vorteile der Anteile entschieden. Eine gegenteilige Behauptung diesbeziig-
lich fiihrt zur Strafbarkeit. Die United States Commodity Futures Trading Commission (US-Warentermin-
handelsaufsichtsbehorde) hat weder dieses Dokument noch sonstige Verkaufsunterlagen fiir die Verwal-
tungsgesellschaft bzw. das Sondervermdgen gepriift oder genehmigt.

2 Regulation S des United States Securities Act von 1933 definiert in den Begriff “U.S. person” in lit k. wie folgt: "U.S. person" sind a) any natural
person resident in the United States; b) any partnership or corporation organized or incorporated under the laws of the United States; c) any
estate of which any executor or administrator is a U.S. person; d) any trust of which any trustee is a U.S. person; e) any agency or branch of a
foreign entity located in the United States; f) any non-discretionary account or similar account (other than an estate or trust) held by a dealer or
other fiduciary for the benefit or account of a U.S. person; g) any discretionary account or similar account (other than an estate or trust) held by
a dealer or other fiduciary organized, incorporated, or (if an individual) resident in the United States; und h) any partnership or corporation if (i)
organized or incorporated under the laws of any foreign jurisdiction; und (ii) formed by a U.S. person principally for the purpose of investing in
securities not registered under the Act, unless it is organized or incorporated, and owned, by accredited investors (as defined in Rule 501(a))
who are not natural persons, estates or trusts.
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Niemand ist zur Abgabe von Erklarungen oder Zusicherungen befugt, die nicht im Prospekt bzw. in den
Unterlagen enthalten sind, auf die im Prospekt verwiesen wird. Diese Unterlagen sind am Sitz der Verwal-
tungsgesellschaft 6ffentlich zuganglich.

Dieser Prospekt darf nicht in den Vereinigten Staaten in Umlauf gebracht werden.

Hinweis zu FATCA

Im Zuge der Umsetzung der US-amerikanischen FATCA-Steuerbestimmungen (,,Foreign Account Tax Com-
pliance Act”) wurde der Fondsregistrierungsprozess bei der IRS (,Internal Revenue Service”) durchgefiihrt.
Der Fonds gilt damit im Sinne genannter Bestimmungen als ,,deemed compliant”, d.h. als FATCA-konform.

‘ Verwendungszweck der Derivate

Derivative Instrumente konnen im Rahmen der Umsetzung der Anlagestrategie verwendet werden, durch
ihren Einsatz wird das Risiko des Fonds erh6ht.

Besonderheit betreffend die Anlagestrategie

Der Fonds kann iiberwiegend in liquide Vermdgenswerte investieren, die keine Wertpapiere oder Geld-
marktinstrumente im Sinne des Investmentfondsgesetzes sind, namlich in Anteile an anderen Investment-
fonds, Sichteinlagen und kiindbare Einlagen sowie Derivate.

Gemaf den von der Finanzmarktaufsicht genehmigten Fondsbestimmungen diirfen Wertpapiere oder
Geldmarktinstrumente, die von der Republik Osterreich oder der Bundesrepublik Deutschland begeben
oder garantiert werden, zu mehr als 35 vH erworben werden, sofern die Veranlagung in zumindest sechs
verschiedenen Emissionen erfolgt, wobei die Veranlagung in ein- und derselben Emission 30 vH des Fonds-
vermogens nicht Giberschreiten darf.

Gerichtsstand und Rechtswahl

Als Gerichtsstand gilt das sachlich zustandige Gericht am Hauptsitz der IQAM Invest GmbH als vereinbart.
Der fiir Verbraucher geltende Gerichtsstand bleibt hiervon unberiihrt.

Des Weiteren gilt 6sterreichisches Recht mit Ausnahme seiner Verweisungsnormen unter Ausschluss des
UN-Kaufrechts als vereinbart.
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ANGABEN ZUR IQAM INVEST GMBH

R Allgemeines

Die IQAM Invest GmbH (im Folgenden ,Verwaltungsgesellschaft” genannt), Salzburg, ist eine Verwaltungsgesell-
schaft im Sinne des Bundesgesetzes Uiber Investmentfonds (Investmentfondsgesetz, InvFG). Gegriindet wurde die
Verwaltungsgesellschaft am 4. Juni 1988 und auf unbestimmte Zeit errichtet. Sie hat die Rechtsform einer Gesell-
schaft mit beschrankter Haftung (GmbH) und ist beim Firmenbuchgericht Salzburg unter der Firmenbuchnummer
54453 d eingetragen. Sitz und Ort der Hauptverwaltung der Verwaltungsgesellschaft ist in 5020 Salzburg, Franz-
Josef-Stral3e 22. Die Verwaltungsgesellschaft hat ihren Sitz im selben Mitgliedstaat wie der Investmentfonds, fir
den dieser Prospekt erstellt wurde.

Eine Aufstellung samtlicher von der Gesellschaft verwalteter Investmentfonds, Angaben liber die Geschafts-
filhrung, (iber die Zusammensetzung des Aufsichtsrates, iiber die Hauptfunktionen, die die Mitglieder der
Geschiftsfithrung und des Aufsichtsrates auB3erhalb der Gesellschaft ausiiben, sowie liber das Grundkapital
finden Sie im Anhang 1 des Prospektes.

Il. Vergiitungspolitik

Die IQAM Invest GmbH hat gemal3 §§ 17a ff InvFG 2011 fiir Kategorien von Mitarbeitern, einschlie8lich der Ge-
schéftsleiter, Risikotrdager, Mitarbeitern mit Kontrollfunktionen und Mitarbeiter, die sich aufgrund ihrer Gesamtver-
gltung in derselben Einkommensstufe befinden wie die Geschéftsleiter und Risikotrager, deren Tatigkeiten einen
wesentlichen Einfluss auf die Risikoprofile der Verwaltungsgesellschaften oder der von ihnen verwalteten OGAW
haben, eine Vergltungspolitik und -praxis festgelegt.

Durch diese Verglitungspolitik wird gewdhrleistet, dass es insbesondere aufgrund von variablen Vergiitungsbe-
standteilen der genannten Mitarbeiterkategorien zu keinen Interessenkonflikten und dem Eingehen von Risiken,
die mit der Anlagestrategie des jeweiligen OGAW nicht vereinbar sind, kommt.

Der Aufsichtsrat legt die allgemeinen Grundsatze der Vergutungspolitik fest, tiberpriift sie mindestens einmal jéhr-
lich und ist fuir ihre Umsetzung und fir die Uberwachung in diesem Bereich verantwortlich.

Mindestens einmal jahrlich wird im Rahmen einer zentralen und unabhéngigen internen Uberpriifung festgestellt,
ob die Vergiitungspolitik gemaf3 den vom Aufsichtsrat festgelegten Verglitungsvorschriften und -verfahren umge-
setzt wurde.

Die Einzelheiten der aktuellen Vergiitungspolitik, darunter eine Beschreibung, wie die Vergiitung und die sonstigen
Zuwendungen berechnet werden, und die Identitat der fir die Zuteilung der Vergiitung und sonstigen Zuwendun-
gen zustandigen Personen, sind unter www.iqam.com/de/downloads jederzeit abrufbar und wird auf Anfrage kos-
tenlos in Papierform zur Verfligung gestellt.
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ANGABEN ZUM SPANGLERPRIVAT: ERTRAG PLUS

I. Allgemeines

Bezeichnung des Fonds; Zeitpunkt der Griindung und Angabe der Dauer, falls diese begrenzt ist
Angabe der fiir den Fonds ausgegebenen Anteilsgattungen und ihrer Merkmale

Der Investmentfonds (,Fonds”), fiir den dieser Prospekt Giiltigkeit hat, hat die Bezeichnung SpanglerPrivat: Er-
trag Plus und ist ein Miteigentumsfonds gemaf §§ 46 iVm 66ff InvFG.

Der Fonds entspricht der Richtlinie 2009/65/EG und wurde am 01.10.1997 auf unbestimmte Zeit aufgelegt.

Fir den Fonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus sind aktuell folgende, naher konkretisierte Anteilsgattungen erhalt-

lich:
ISIN (1A) AT0000823596
AUSGABEAUFSCHLAG bis zu 3,00%
RUCKNAHMEABSCHLAG Keiner
WAHRUNG EUR
MINDESTINVESTITION BEIM ERSTERWERB | EUR 10.000.000,--
STUCKELUNG 0,001 Anteil
VERWALTUNGSVERGUTUNG bis zu 0,60 v.H. p. a., auf Basis der Monatsendwerte anteilig er-

rechnet

PERFORMANCEABHANGIGE GEBUHR

Keine

VERWENDUNG DER ERTRAGE Ausschiittung, ab 15.11. eines jeden Jahres

AUSGABEPREIS wird auf den nachsten EUR-Cent aufgerundet
RUCKNAHMEPREIS wird auf den nachsten EUR-Cent abgerundet

ISIN (RA) ATO000AQZYA7

AUSGABEAUFSCHLAG bis zu 3,00%

RUCKNAHMEABSCHLAG Keiner

WAHRUNG EUR

MINDESTINVESTITION BEIM ERSTERWERB | keine

STUCKELUNG 0,001 Anteil

VERWALTUNGSVERGUTUNG bis zu 1,15 v.H. p. a., auf Basis der Monatsendwerte anteilig er-

rechnet

PERFORMANCEABHANGIGE GEBUHR

Keine

VERWENDUNG DER ERTRAGE Ausschiittung, ab 15.11. eines jeden Jahres

AUSGABEPREIS wird auf den nachsten EUR-Cent aufgerundet
RUCKNAHMEPREIS wird auf den nachsten EUR-Cent abgerundet

ISIN (RT) ATO000A0ZYB5

AUSGABEAUFSCHLAG bis zu 3,00%

RUCKNAHMEABSCHLAG Keiner

WAHRUNG EUR

MINDESTINVESTITION BEIM ERSTERWERB | keine

STUCKELUNG 0,001 Anteil

VERWALTUNGSVERGUTUNG bis zu 1,15 v.H. p. a., auf Basis der Monatsendwerte anteilig er-

rechnet

PERFORMANCEABHANGIGE GEBUHR

Keine

VERWENDUNG DER ERTRAGE Thesaurierung, ab 15.11. eines jeden Jahres
AUSGABEPREIS wird auf den nachsten EUR-Cent aufgerundet
RUCKNAHMEPREIS wird auf den nachsten EUR-Cent abgerundet
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Il. Steuerliche Behandlung fiir in Osterreich unbeschrinkt steuerpflichtige Anleger

1. Hinweis fiir alle Steuerpflichtigen
Die steuerlichen Ausfiihrungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage aus.

Die steuerlichen Auswirkungen hdngen unter anderem von den personlichen Verhiltnissen des jeweiligen
Anteilinhabers ab und konnen kiinftigen Anderungen unterworfen sein. Es kann daher keine Gewihr iiber-
nommen werden, dass die steuerliche Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder sonstige
Rechtsakte der Finanzverwaltung unveridndert bleibt. Gegebenenfalls ist daher vor dem Erwerb oder Ver-
kauf von Anteilscheinen die Inanspruchnahme einer Beratung durch einen Steuerexperten angebracht.

In den Rechenschaftsberichten sind detaillierte Angaben iiber die steuerliche Behandlung der Fondsaus-
schiittungen bzw. ausschiittungsgleichen Ertrdage enthalten.

Die nachstehenden Ausfiihrungen beziehen sich im Wesentlichen auf eine Depotfiihrung im Inland und in Oster-
reich unbeschrankt steuerpflichtige Anleger.

Einkiinfteermittlung auf Fondsebene:

Die Ertrage eines Fonds setzen sich im Wesentlichen aus den ordentlichen und den au3erordentlichen Ertrdgen
zusammen.

Unter ordentlichen Ertrdgen werden im Wesentlichen Zinsen- und Dividendenertrdge verstanden. Aufwendungen
des Fonds (z.B. Managementgebiihren, Wirtschaftspriiferkosten) kiirzen die ordentlichen Ertrdge.

AuBerordentliche Ertrage sind Gewinne aus der Realisation von Wertpapieren (im Wesentlichen aus Aktien, Forde-
rungswertpapieren und den dazugehorigen Derivaten), saldiert mit realisierten Verlusten. Verlustvortrdge und ein
eventueller Aufwandsiiberhang kiirzen ebenfalls die laufenden Gewinne. Ein eventueller Verlustiiberhang kann
gegen die ordentlichen Ertrdge gegengerechnet werden.

Nicht verrechnete Verluste sind zeitlich unbegrenzt vortragsfahig.
2. Privatvermogen
a) Volle Steuerabgeltung (Endbesteuerung), keine Steuererkldarungspflichten des Anlegers

Von der Ausschiittung (Zwischenausschiittung) eines Investmentfonds an Anteilinhaber wird, soweit diese aus
Kapitalertragsteuer(KESt)-pflichtigen Kapitalertragen stammt, und sofern der Empfanger der Ausschiittung der
Kapitalertragssteuer unterliegt, durch die inldndische kuponauszahlende Stelle eine KESt in der fiir diese Ertrage
gesetzlich vorgeschriebenen Hohe einbehalten. Unter der gleichen Voraussetzung werden ,Auszahlungen” aus
Thesaurierungsfonds als KESt fiir den im Anteilwert enthaltenen ausschiittungsgleichen Ertrag (ausgenommen
vollthesaurierende Fonds) einbehalten.

Der Privatanleger hat grundsatzlich keinerlei Steuererklarungspflichten zu beachten. Mit dem Kapitalertragsteuer-
abzug sind samtliche Steuerpflichten des Anlegers abgegolten. Der Kapitalertragsteuerabzug entfaltet die vollen
Endbesteuerungswirkungen hinsichtlich der Einkommensteuer.

b) Ausnahmen von der Endbesteuerung

Eine Endbesteuerung ist ausgeschlossen:
fur im Fondsvermdgen enthaltene KESt ll-freie Forderungswertpapiere (sog. Altemissionen), sofern keine Opti-
onserklarung abgegeben wurde. Derartige Ertrdge bleiben steuererklarungspflichtig;
fur im Fondsvermdgen enthaltene der 6sterreichischen Steuerhoheit entzogene Wertpapiere, sofern auf die
Inanspruchnahme von DBA-Vorteilen nicht verzichtet wird. Derartige Ertrage sind in der Einkommensteuerer-
klarung in der Spalte ,Neben den angefiihrten Einkiinften wurden Einkiinfte bezogen, fiir die das Besteue-
rungsrecht aufgrund von Doppelbesteuerungsabkommen einem anderen Staat zusteht” anzufiihren.

In diesem Fall ist jedoch die Anrechnung der dafiir in Abzug gebrachten KESt bzw. deren Riickforderung gemaf3
§ 240 BAO moglich.
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c) Besteuerung auf Fondsebene

Die ordentlichen Ertrage des Fonds (Zinsen, Dividenden) unterliegen nach Abzug der Aufwendungen der 25% KESt
(fir steuerliche Zuflisse ab 1.1. 2016 27,5%). Realisierte Kursverluste (nach vorheriger Saldierung mit realisierten
Kursgewinnen) und neue Verlustvortrdage (Verluste aus Geschaftsjahren, die 2013 begannen) kiirzen ebenso die or-
dentlichen Ertrage.

Mindestens 60% aller realisierten, wenn auch thesaurierten au3erordentlichen Ertrdge unterliegen ebenfalls der
25% KESt (fiir steuerliche Zufliisse ab 1.1.2016 27,5% KESt). Insoweit die realisierten Substanzgewinne ausgeschiittet
werden, sind diese voll steuerpflichtig (werden z.B. 100 % ausgeschiittet, sind 100% steuerpflichtig, werden z.B. 75%
ausgeschittet, sind 75% steuerpflichtig).

d) Besteuerung auf Anteilscheininhaberebene
VerduBerung des Fondsanteiles:

Firvor dem 1.1.2011 angeschaffte Fondsanteile (Altanteile) gilt die einjahrige Spekulationsfrist weiter (§ 30 Einkom-
mensteuergesetz (idF vor dem BudgetbegleitG 2011). Diese Anteile sind aus heutiger Sicht nicht mehr steuerver-
fangen.

Ab dem 1.1.2011 angeschaffte Fondsanteile (Neuanteile) unterliegen — unabhangig von der Behaltedauer - bei An-
teilsverdauBBerung einer Besteuerung der realisierten Wertsteigerung. Die Besteuerung erfolgt durch die depotfiih-
rende Stelle, welche auf die Differenz zwischen dem VerduBBerungserlos und dem steuerlich fortgeschriebenen An-
schaffungswert (Anschaffungskosten werden um ausschiittungsgleiche Ertrage erhéht und um steuerfreie Aus-
schiittungen vermindert) 25% KESt (fiir VerauBerungen ab dem 1.1.2016 27,5% KESt) einbehalt.

e) Verlustausgleich auf Depotebene des Anteilscheininhabers

Ab 1.4.2012 hat die depotfiihrende Bank Kursgewinne und Kursverluste sowie Ertrdge (ausgenommen Kupons von
Altbestand, Zinsertrdgen aus Geldeinlagen und Spareinlagen) aus allen Wertpapier-Arten von allen Depots eines
Einzelinhabers bei einem Kreditinstitut innerhalb eines Kalenderjahres gegenzurechnen (sog. Verlustausgleich). Es
kann maximal nur die bereits bezahlte KESt gutgeschrieben werden. Ubersteigen 25 % (bzw. ab 1.1.2016 resp.
27,5%) der realisierten Verluste die bereits bezahlte KESt, so wird der verbleibende Verlust fiir zukiinftige gegenre-
chenbare Gewinne und Ertrage bis zum Ende des Kalenderjahres in Evidenz gehalten. Etwaige weitere im Kalender-
jahr nicht mit (weiteren) Gewinnen bzw. Ertrdgen ausgeglichene Verluste verfallen. Eine Verlustmitnahme lber das
Kalenderjahr hinaus ist nicht moglich.

Anlegerlnnen, deren Einkommensteuer-Tarifsatz unter 25% bzw. ab 1.1. 2016 resp. 27,5% liegt, haben die Mdglich-
keit, samtliche Kapitalertrége, die dem Steuersatz von 25 resp. 27,5 % unterliegen, im Rahmen der Einkommensteu-
ererklarung zum entsprechend niedrigeren Einkommensteuersatz zu besteuern (Regelbesteuerungsoption). Ein Ab-
zug von Werbungskosten (z.B. Depotspesen) ist dabei nicht moglich. Die vorab in Abzug gebrachte Kapitalertrag-
steuer ist im Rahmen der Steuererklarung rlickerstattbar. Wiinscht der Steuerpflichtige nur einen Verlustausgleich
innerhalb der mit 25% besteuerten Kapitaleinkiinfte (fiir steuerliche Zufllisse ab 1.1.2016 27,5% KESt), kann er — iso-
liert von der Regelbesteuerungsoption — die Verlustausgleichsoption ausiiben. Dasselbe gilt in Féllen, in denen Ent-
lastungsverpflichtungen aufgrund von DBA wahrgenommen werden kénnen. Eine Offenlegung samtlicher endbe-
steuerungsfahiger Kapitalertrage ist dazu nicht erforderlich.

3. Betriebsvermégen
a) Besteuerung und Steuerabgeltung fiir Anteile im Betriebsvermdgen natiirlicher Personen

Fir natiirliche Personen, die Einkiinfte aus Kapitalvermdgen oder Gewerbebetrieb beziehen (Einzelunternehmer,
Mitunternehmer), gilt die Einkommensteuer fiir die KESt pflichtigen Ertrdge (Zinsen aus Forderungswertpapieren,
in- und auslandische Dividenden und sonstige ordentliche Ertradge) durch den KESt Abzug als abgegolten:

Ausschiittungen (Zwischenausschiittungen) von Substanzgewinnen aus inlandischen Fonds und von ausschiit-
tungsgleichen Substanzgewinnen aus auslandischen Subfonds waren bei GJ, die im Jahr 2012 begonnen haben,
mit dem Tarif zu versteuern, danach kam der 25%ige Sondersteuersatz (fiir steuerliche Zufliisse ab 1.1.2016 27,5%)
zur Anwendung (Veranlagung).

Bei Fondgeschiftsjahren, die nach dem 31.12.2012 begonnen haben, sind samtliche im Fondsvermdgen realisierten
Kursgewinne sofort steuerpflichtig (d.h. keine steuerfreie Thesaurierung von Substanzgewinnen mehr moglich). Der
25%-ige bzw. ab 1.1. 2016 27,5%-ige KESt Abzug hat jedoch keine Endbesteuerungswirkung, sondern ist lediglich
eine Vorauszahlung auf den Sondereinkommensteuersatz im Wege der Veranlagung.
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Gewinne aus der Veraul3erung des Fondsanteiles unterliegen grundsatzlich auch dem 25%-igen (bzw. ab 1.1. 2016
dem 27,5% igen) KESt Satz. Dieser KESt Abzug ist wiederum nur eine Vorauszahlung auf den im Wege der Veranla-
gung zu erhebenden Sondereinkommensteuersatz iHv. 25% resp. ab 1.1.2016 27,5% (Gewinn = Differenzbetrag zwi-
schen VerduBerungserlds und Anschaffungskosten; davon sind die wahrend der Behaltedauer bzw. zum Verkaufs-
zeitpunkt bereits versteuerten ausschiittungsgleichen Ertrage in Abzug zu bringen; die ausschiittungsgleichen Er-
trage sind in Form eines steuerlichen ,Merkpostens” liber die Behaltedauer des Fondsanteiles aul3erbilanziell mit-
zufiihren. Unternehmensrechtliche Abschreibungen des Fondsanteils kiirzen entsprechend die ausschittungsglei-
chen Ertrdge des jeweiligen Jahres).

Bei Depots im Betriebsvermogen ist ein Verlustausgleich durch die Bank nicht zuldssig. Eine Gegenrechnung ist nur
Uber die Steuererklarung moglich.

b) Besteuerung bei Anteilen im Betriebsvermdgen juristischer Personen
Die im Fonds erwirtschafteten ordentlichen Ertrdge (z.B. Zinsen, Dividenden) sind grundsatzlich steuerpflichtig.

Steuerfrei sind jedoch
inlandische Dividenden (die bei Zufluss an den Fonds abgezogene KESt ist riickerstattbar)
Gewinnanteile aus Beteiligungen an EU-Korperschaften
Gewinnanteile aus Beteiligungen an auslandischen Korperschaften, die mit einer inlandischen unter § 7 Abs. 3
KStG fallenden Korperschaft vergleichbar sind und mit deren Ansdssigkeitsstaat eine umfassende Amtshilfe
besteht.

Gewinnanteile aus auslandischen Kérperschaften sind aber nicht befreit, wenn die auslandische Kérperschaft keiner
der Osterreichischen Korperschaftsteuer vergleichbaren Steuer unterliegt (das liegt vor, wenn die auslandische
Steuer mehr als 10% niedriger ist als die 6sterreichische Kérperschaftsteueroder die auslandische Kérperschaft im
Ausland einer persénlichen oder sachlichen Befreiung unterliegt).

Dividenden aus anderen Landern sind K6St-pflichtig.

Bei Fondgeschiftsjahren, die nach dem 31.12.2012 begonnen haben, sind samtliche im Fondsvermdgen realisierten
Kursgewinne sofort steuerpflichtig (d.h. keine steuerfreie Thesaurierung von Substanzgewinnen mehr méglich).

Sofern keine Befreiungserklarung gemaf3 § 94 Z 5 EStG vorliegt, hat die kuponauszahlende Stelle auch fiir Anteile
im Betriebsvermogen von der Ausschiittung Kapitalertragssteuer einzubehalten bzw. Auszahlungen aus Thesaurie-
rungsfonds als KESt an die Finanz abzufiihren. Eine in Abzug gebrachte und an das Finanzamt abgefiihrte KESt kann
auf die veranlagte Korperschaftsteuer angerechnet bzw. riickerstattet werden.

Gewinne aus der Verduf3erung des Fondsanteiles unterliegen der 25%-igen Korperschaftsteuer. Kursverluste bzw.
Teilwertabschreibungen sind steuerlich sofort abzugsfahig.

4. Korperschaften mit Einkiinften aus Kapitalvermoégen

Soweit Korperschaften (z.B. Vereine) Einkiinfte aus Kapitalvermogen beziehen, gilt die Kdrperschaftsteuer durch den
Steuerabzug als abgegolten. Eine KESt auf steuerfreie Dividenden ist riickerstattbar.

Fiir Zufliisse ab dem 1.1.2016 erhoht sich der KESt-Satz von 25% auf 27,5%. Fir Kérperschaften mit Einkilinften aus
Kapitalvermdgen bleibt es jedoch fiir diese Einkiinfte beim 25%-igen KOSt-Satz.

Wenn nicht die kuponauszahlende Stelle bei diesen Steuerpflichtigen weiterhin den 25%-igen KESt-Satz anwendet,
kann der Steuerpflichtige die zu viel einbehaltene KESt beim Finanzamt riickerstatten lassen.

Privatstiftungen unterliegen mit den im Fonds erwirtschafteten Ertrdgen grundsatzlich der 25%-igen Zwischen-
steuer.

Steuerfrei sind jedoch inldndische Dividenden (die bei Zufluss an den Fonds abgezogene KESt ist riickerstattbar)
und Gewinnanteile aus Beteiligungen an EU-Korperschaften sowie aus Beteiligungen an ausléandischen Kérperschaf-
ten, die mit einer inldndischen unter § 7 Abs. 3 KStG fallenden Korperschaft vergleichbar sind und mit deren Ansas-
sigkeitsstaat eine umfassende Amtshilfe besteht.

Gewinnanteile aus auslandischen Korperschaften sind aber nicht befreit, wenn die ausléandische Korperschaft keiner
der osterreichischen Korperschaftsteuer vergleichbaren Steuer unterliegt (das liegt vor, wenn die auslandische
Steuer mehr als 10% niedriger ist als die Osterreichische Kérperschaftsteuer oder die auslandische Korperschaft im
Ausland einer persénlichen oder sachlichen Befreiung unterliegt).
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Dividenden aus anderen Landern sind K6St-pflichtig.

Mindestens 60% aller realisierten wenn auch thesaurierten Substanzgewinne (Kursgewinne aus realisierten Aktien
und Aktienderivaten sowie aus Anleihen und Anleihederivaten) unterliegen ebenfalls der 25%-igen Zwischensteuer.
Insoweit die realisierten Substanzgewinne ausgeschiittet werden, sind diese voll steuerpflichtig (werden z.B. 100 %
ausgeschittet, sind 100% steuerpflichtig, werden z.B. 75% ausgeschiittet, sind 75% steuerpflichtig).

Ab dem 01.01.2011 angeschaffte Fondsanteile unterliegen bei Anteilsverdu3erung einer Besteuerung der realisier-
ten Wertsteigerung. Bemessungsgrundlage fiir die Besteuerung ist die Differenz aus dem Verkaufserl6s und dem
steuerlich fortgeschriebenen Anschaffungswert der Fondsanteile. Fiir Zwecke des steuerlich fortgeschriebenen
Anschaffungswerts erhohen wahrend der Behaltedauer versteuerte Ertrdge die Anschaffungskosten des Anteil-
scheines, wahrend erfolgte Ausschiittungen bzw. ausgezahlte KESt die Anschaffungskosten vermindern.

lll.  Stichtag fiir den Rechnungsabschluss
Angabe der Haufigkeit und Form der Ausschiittung

Das Rechnungsjahr des Fonds ist die Zeit vom 1. August bis 31. Juli des nachsten Kalenderjahres.

Die Ausschuttung/Auszahlung gemaR § 58 Abs 2 InvFG (bei thesaurierenden, nicht jedoch bei vollthesaurierenden
Fonds) bzw. gemaR Artikel 6 der Fondsbestimmungen erfolgt ab dem 15. November des folgenden Rechnungs-
jahres.

Zwischenausschittungen sind moglich.

IV. Abschlusspriifer

Die Abschlusspriifer gemaf3 § 49 Abs 5 InvFG sind die KPMG Austria AG Wirtschaftspriifungs- und Steuerbera-
tungsgesellschaft und die Deloitte Audit Wirtschaftspriifungs GmbH.

Nahere Angaben zu den mit der Abschlusspriifung betrauten nattirlichen Personen finden Sie im jeweiligen Re-
chenschaftsbericht.

V. Angaben iiber die Art und die Hauptmerkmale der Anteile, insbesondere:

1. Artdes Rechts (dingliches, Forderungs- oder anderes Recht), das der Anteil reprasentiert
Originalurkunden oder Zertifikate liber diese Urkunden, Eintragung in einem Register oder auf einem
Konto
Merkmale der Anteile: Namens- oder Inhaberpapiere, gegebenenfalls Angabe der Stiickelung und der
Bruchteile
Beschreibung des Stimmrechts der Anteilinhaber, falls dieses besteht

Jeder Erwerber eines Anteilscheines einer Anteilsgattung erwirbt in der Hohe der darin verbrieften Miteigen-
tumsanteile aliquot Miteigentum an samtlichen Vermdgenswerten des Fonds. (dingliches Recht).

Das Miteigentum an den zum Fonds gehdrigen Vermdgenswerten ist je Anteilsgattung in gleiche Miteigen-
tumsanteile zerlegt. Die Anzahl der Miteigentumsanteile ist nicht begrenzt.

Die Miteigentumsanteile werden durch Anteilscheine (Zertifikate) mit Wertpapiercharakter verkorpert.

Die Anteilscheine werden je Anteilsgattung in Sammelurkunden (§ 24 Depotgesetz, BGBI. Nr. 424/1969 in der je-
weils geltenden Fassung) dargestellt.

Fir den Fonds werden aktuell die unter I. Allgemeines angefiihrten Anteilsgattungen ausgegeben.

Die Verwaltungsgesellschaft behdlt sich zudem vor weitere Anteilsgattungen mit verschiedenen Ausgestaltungs-
merkmalen, insbesondere hinsichtlich der Verwendung der Ertragnisse, des Ausgabeaufschlags, des Riicknahme-
abschlags, der Wahrung des Anteilswertes, der Verwaltungsgebiihr oder einer Kombination dieser Merkmale, aus-
zugeben. Es ist nicht jedoch notwendig, dass Anteile einer Anteilsgattung im Umlauf sind.

Die Verwaltungsgesellschaft darf mit Zustimmung ihres Aufsichtsrates die Miteigentumsanteile teilen (splitten)
und zusatzlich Anteilscheine an die Anteilsinhaber ausgeben oder die alten Anteilscheine in neue umtauschen,
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wenn sie zufolge der Hohe des errechneten Anteilswertes eine Teilung der Miteigentumsanteile als im Interesse
der Miteigentiimer gelegen erachtet.

Die Anteilscheine lauten auf Inhaber. Eine Eintragung in einem Register ist nicht vorgesehen.
Mit den Anteilscheinen sind keine Stimmrechte verbunden.

2. Voraussetzungen, unter denen die Auflésung des Fonds beschlossen werden kann;
Einzelheiten der Aufl6sung, insbesondere in Bezug auf die Rechte der Anteilinhaber

a) Kiindigung der Verwaltung

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Verwaltung des Fonds in folgenden Fallen kiindigen/beenden:

i) mit Bewilligung der FMA, erfolgter Veroffentlichung und unter Einhaltung einer Frist von (zumindest) sechs
Monaten. Diese Frist kann auf (zumindest) 30 Tage reduziert werden, wenn samtliche Anteilinhaber nachweis-
lich informiert wurden, wobei dabei eine Veroffentlichung unterbleiben kann. Die Anteilinhaber kénnen (vor-
behaltlich einer Preisaussetzung) wahrend der jeweils genannten Frist ihre Fondsanteile gegen Auszahlung
des Riicknahmepreises zurlickgeben.

i) mit sofortiger Wirkung (Tag der Veroffentlichung) und unter gleichzeitiger Anzeige an die FMA, wenn das
Fondsvermdgen EUR 1.150.000,- unterschreitet.

Eine Kiindigung gemaR ii) ist wahrend einer Kiindigung gemaf i) nicht zuldssig.

Endet die Verwaltung durch Kiindigung, hat die Verwaltungsgesellschaft die Abwicklung einzuleiten. Mit Beginn
der Abwicklung tritt an die Stelle des Rechts der Anteilinhaber auf Verwaltung das Recht auf ordnungsgemafe
Abwicklung und an die Stelle des Rechts auf jederzeitige Riickzahlung des Anteilswertes das Recht auf Auszahlung
des Liquidationserloses nach Ende der Abwicklung, wobei auf Verlangen eines Anteilinhabers fiir illiquid gewor-
dene Vermdgenswerte auch eine Auskehrung zuldssig ist, sofern alle Gbrigen Anteilinhaber dieser anteiligen Aus-
kehrung ausdriicklich zustimmen.

b) Ubertragung der Verwaltung

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Verwaltung des Fonds mit Bewilligung der FMA, erfolgter Veroffentlichung
und unter Einhaltung einer Frist von (zumindest) 3 Monaten auf eine andere Verwaltungsgesellschaft Gibertragen.
Diese Frist kann auf (zumindest) 30 Tage reduziert werden, wenn samtliche Anteilinhaber nachweislich informiert
wurden, wobei dabei eine Verdffentlichung unterbleiben kann. Die Anteilinhaber kdnnen (vorbehaltlich einer
Preisaussetzung) wahrend der genannten Frist ihre Fondsanteile gegen Auszahlung des Riicknahmepreises zu-
riickgeben.

c) Verschmelzung/Zusammenlegung des Fonds mit einem anderen Investmentfonds

Die Verwaltungsgesellschaft kann unter Einhaltung bestimmter gesetzlicher Voraussetzungen sowie mit Bewilli-
gung der FMA den Fonds mit einem anderen Investmentfonds verschmelzen/zusammenlegen, wobei dabei eine
Veroffentlichung (unter Einhaltung einer Frist von (zumindest) 3 Monaten) bzw. Information liber die Details an
die Anteilinhaber (unter Einhaltung einer Frist von (zumindest) 30 Tagen) zu erfolgen hat. Die Anteilinhaber kdn-
nen wdhrend der genannten Frist ihre Fondsanteile gegen Auszahlung des Riicknahmepreises zurtickgeben oder
gegebenenfalls in Anteile eines anderen Investmentfonds mit dhnlicher Anlagepolitik umtauschen.

In den Féllen der Fondszusammenlegung haben die Anteilinhaber einen Anspruch auf Umtausch der Anteile ent-
sprechend dem Umtauschverhaltnis sowie auf allfdllige Auszahlung eines Spitzenausgleiches.

d) Abspaltung des Fondsvermdgens

Die Verwaltungsgesellschaft kann unvorhersehbar illiquid gewordene Titel, die sich im Fonds befinden, nach Be-
willigung der FMA und Verdéffentlichung abspalten. Die Anteilinhaber werden entsprechend ihrer Anteile Mitei-
gentiimer am abgespaltenen Fonds, der von der Depotbank abgewickelt wird. Nach Abwicklung erfolgt die Aus-
zahlung des Erl6ses an die Anteilinhaber.

e) Andere Beendigungsgriinde des Fonds
Das Recht der Verwaltungsgesellschaft zur Verwaltung eines Fonds erlischt mit dem Wedgfall der Konzession fiir

das Investmentgeschaft oder der Zulassung gemaR der Richtlinie 2009/65/EG oder mit dem Beschluss ihrer Auflo-
sung oder mit dem Entzug der Berechtigung.
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Endet die Verwaltung durch Wedfall der Konzession, tibernimmt die Depotbank die vorldufige Verwaltung und
muss fiir den Fonds, sofern sie dessen Verwaltung nicht binnen sechs Monaten auf eine andere Verwaltungsgesell-
schaft tbertragt, die Abwicklung einleiten.

Mit Beginn der Abwicklung tritt an die Stelle des Rechts der Anteilinhaber auf Verwaltung das Recht auf ordnungs-
gemaBe Abwicklung und an die Stelle des Rechts auf jederzeitige Riickzahlung des Anteilswertes das Recht auf
Auszahlung des Liquidationserldses nach Ende der Abwicklung, wobei auf Verlangen eines Anteilinhabers fir illi-
quid gewordene Vermdgenswerte auch eine Auskehrung zuldssig ist, sofern alle (ibrigen Anteilinhaber dieser an-
teiligen Auskehrung ausdriicklich zustimmen.

VI. Angabe der Bérsen oder Markte, an denen die Anteile notiert oder gehandelt werden

Die Ausgabe- und Riicknahme der Anteile erfolgt durch die Depotbank. Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich
die Méglichkeit vor, die Einfiihrung des Fonds an einer Borse zu veranlassen.

‘ VIl. Modalitaten und Bedingungen fiir die Ausgabe und/oder den Verkauf der Anteile ‘

1. Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile und der entsprechenden Anteilscheine ist grundsétzlich nicht beschrankt.
Die Anteile kdnnen bei den im Anhang aufgefiihrten Zahl- und Einreichstellen erworben werden. Die Verwal-
tungsgesellschaft behalt sich vor, die Ausgabe von Anteilen voriibergehend oder vollstandig einzustellen.

2. Ausgabeaufschlag

Bei Festsetzung des Ausgabepreises kann dem Wert eines Anteiles zur Abgeltung der Ausgabekosten der Verwal-
tungsgesellschaft ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet werden.

Der Ausgabeaufschlag betragt bis zu 3,00% des Wertes eines Anteiles. Fiir die Ermittlung des Ausgabepreises wird
der sich ergebende Betrag auf den nachsten EUR-Cent aufgerundet.

Der Ausgabeaufschlag kann bei kurzer Anlagedauer die Performance reduzieren oder sogar ganz aufzehren. Aus
diesem Grund empfiehlt sich beim Erwerb von Anteilscheinen eine langere Anlagedauer.

3. Abrechnungsstichtag

Der zur Abrechnung kommende giiltige Ausgabepreis ist der ermittelte Rechenwert des ersten Bankarbeitstages
(ausgenommen Karfreitag und Silvester), der dem Bankarbeitstag folgt, an dem die Order bei der Depotbank/Ver-
wabhrstelle bis spatestens 13:30 Uhr bei Ordererteilung Uber ein elektronisches System oder ansonsten bis spates-
tens 12:30 Uhr (hiermit umfasst unter anderem Ordererteilung per Fax, Email und Telefon) vorliegt, gegebenenfalls
zuziglich des Ausgabeaufschlags.

Die Wertstellung der Belastung des Kaufpreises erfolgt zwei Bankarbeitstage (ausgenommen Karfreitag und Silves-
ter) nach dem Abrechnungsstichtag.

Die Annahmeschlusszeiten fiir Anteilscheingeschéfte beziehen sich auf das Einlangen der Kaufauftrage bei
der Depotbank und / oder einer Zahlstelle des Fonds. Abhédngig von lhrer tatsachlichen Orderannahme-
stelle sind Weiterleitungszeiten einzurechnen. Bitte erkundigen Sie sich diesbeziiglich bei lhrem Kunden-
betreuer.

VIIl. Modalitaten und Bedingungen der Riicknahme der Anteile
Voraussetzungen, unter denen diese ausgesetzt werden kann

1. Riicknahme von Anteilen

Die Anteilsinhaber konnen jederzeit die Rlicknahme der Anteile durch Vorlage der Anteilscheine oder durch Ertei-
lung eines Riicknahmeauftrages bei der Depotbank verlangen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Riicknahmepreis, der dem Wert
eines Anteiles, abgerundet auf den nachsten EUR-Cent entspricht, zurlickzunehmen.
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Die Auszahlung des Riickgabepreises sowie die Errechnung und Veroffentlichung des Riicknahmepreises kann
unter gleichzeitiger Mitteilung an die Finanzmarktaufsicht und entsprechender Veroéffentlichung voriibergehend
unterbleiben und vom Verkauf von Vermdgenswerten des Fonds sowie vom Eingang des Verwertungserldses ab-
hangig gemacht werden, wenn au3ergewdhnliche Umstande vorliegen, die dies unter Berticksichtigung berech-
tigter Interessen der Anteilinhaber erforderlich erscheinen lassen. Die Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteil-
scheine ist ebenfalls der FMA mitzuteilen und den Anteilinhabern mittels Veroffentlichung bekannt zu geben.

2. Riicknahmeabschlag
Bei Riicknahme der Anteilscheine ist kein Rlicknahmeabschlag zu bezahlen.
3. Abrechnungsstichtag

Der zur Abrechnung kommende giiltige Riicknahmepreis ist der ermittelte Rechenwert des ersten Bankarbeitsta-
ges (ausgenommen Karfreitag und Silvester), der dem Bankarbeitstag folgt, an dem die Order bei der Depot-
bank/Verwahrstelle bis spatestens 13:30 Uhr bei Ordererteilung tiber ein elektronisches System oder ansonsten bis
spatestens 12:30 Uhr (hiermit umfasst unter anderem Ordererteilung per Fax, Email und Telefon) vorliegt, gegebe-
nenfalls abziiglich des Riicknahmeabschlags.

Die Wertstellung der Gutschrift des Erloses erfolgt zwei Bankarbeitstage (ausgenommen Karfreitag und Silvester)
nach dem Abrechnungsstichtag.

Die Annahmeschlusszeiten fiir Anteilscheingeschifte beziehen sich auf das Einlangen der Verkaufsauf-
trage bei der Depotbank und / oder einer Zahlstelle des Fonds. Abhidngig von lhrer tatsachlichen Orderan-
nahmestelle sind Weiterleitungszeiten einzurechnen. Bitte erkundigen Sie sich diesbeziiglich bei lhrem
Kundenbetreuer.

IX. Ermittlung der Verkaufs- oder Ausgabe- und der Auszahlungs- oder Riicknahmepreise der Anteile,
insbesondere:

=  Methode und Haufigkeit der Berechnung dieser Preise

= Angabe der mit dem Verkauf, der Ausgabe, der Riicknahme oder Auszahlung der Anteile ver-
bundenen Kosten

= Angabe von Art, Ort und Haufigkeit der Veroéffentlichung dieser Preise

1. Berechnungsmethode

Zur Preisberechnung des Fonds werden grundsatzlich die jeweils letzten veroffentlichten Kurse der vom Fonds
erworbenen Vermdgenswerte herangezogen. Entspricht der letzte verdffentlichte Bewertungskurs aufgrund der
politischen oder wirtschaftlichen Situationen ganz offensichtlich und nicht nur im Einzelfall nicht den tatsachli-
chen Werten, so kann eine Preisberechnung fiir den Fonds unterbleiben, wenn dieser 5% oder mehr seines Fonds-
vermogens in Vermodgenswerte investiert hat, die keine marktkonformen Kurse aufweisen.

2. Haufigkeit der Preisberechnung

Der Ausgabe- und Riicknahmepreis, wird grundsatzlich an jedem 6sterreichischen Bérsentag mit Ausnahme von
Osterreichischen Bankfeiertagen von der Depotbank ermittelt.

3. Kosten bei der Ausgabe und Riicknahme

Die Ausgabe und Rucknahme der Anteile durch die Depotbank bzw. der Erwerb der Anteile bei einer der im An-
hang 1 angefiihrten Zahl- und Einreichstellen erfolgt ohne Berechnung zusatzlicher Kosten mit Ausnahme der Be-
rechnung des Ausgabeaufschlags bei Ausgabe von Anteilscheinen bzw. des Riicknahmeabschlags bei Riicknahme
von Anteilen.

Inwieweit beim einzelnen Anleger fiir den Erwerb und die Riickgabe von Anteilscheinen neben dem Ausgabeauf-
schlag und/oder Riicknahmeabschlag zusatzliche Gebiihren verrechnet werden, hdngt von den individuellen Ver-
einbarungen des Anlegers mit dem jeweiligen depotfiihrenden Kreditinstitut ab und unterliegt daher nicht der
Einflussnahme durch die Verwaltungsgesellschaft.

13
SpanglerPrivat: Ertrag Plus Ausgabe 02/2023



4. Art, Ort und Haufigkeit der Veroffentlichung der Ausgabe- und Riicknahmepreise

Der Ausgabe- und Riicknahmepreis wird in den Salzburger Nachrichten und / oder auf www.igam.com veroffent-
licht.

X. Regeln fiir die Vermégensbewertung

Der Wert eines Anteiles ergibt sich aus der Teilung des Gesamtwertes des Fonds einschlieBlich der Ertragnisse
durch die Zahl der ausgegebenen Anteile.

Der Gesamtwert des Fonds ist aufgrund der jeweiligen Kurswerte der zu ihm gehérigen Wertpapiere, Geld-
marktinstrumente und Bezugsrechte zuziiglich des Wertes der zum Fonds gehérenden Finanzanlagen, Geldbe-
trage, Guthaben, Forderungen und sonstigen Rechte, abziiglich Verbindlichkeiten von der Depotbank zu ermit-
teln.

Die Kurswerte der einzelnen Vermogenswerte werden nach folgenden Grundsatzen ermittelt:

a) DerWert von Vermdgenswerten, welche an einer Bérse oder an einem anderen geregelten Markt notiert oder
gehandelt werden, wird grundsatzlich auf der Grundlage des letzten verfiigbaren Kurses ermittelt.

b) Sofern ein Vermdgenswert nicht an einer Bérse oder an einem anderen geregelten Markt notiert oder gehan-
delt wird oder sofern fiir einen Vermégenswert, welcher an einer Bérse oder an einem anderen geregelten
Markt notiert oder gehandelt wird, der Kurs den tatsachlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt,
wird auf die Kurse zuverldssiger Datenprovider oder alternativ auf Marktpreise gleichartiger Wertpapiere oder
andere anerkannte Bewertungsmethoden zurlickgegriffen.

¢) Anteile an OGAW oder OGA werden mit dem zuletzt verfligbaren Riicknahmepreisen bewertet bzw. sofern
deren Anteile an Borsen oder geregelten Markten gehandelt werden (z.B. ETFs) mit den jeweils letzten verfiig-
baren Schlusskursen.

d) Der Liquidationswert von Futures und Optionen, die an einer Borse oder an einem anderen geregelten Markt
gehandelt werden, wird auf der Grundlage des letzten verfiigbaren Abwicklungspreises berechnet.

XIl. Beschreibung der Regeln fiir die Ermittlung und Verwendung der Ertrdage

1. Ertragnisse bei Ausschiittungsanteilscheinen

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse (Zinsen und Dividenden) knnen nach Deckung der
Kosten nach dem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft ausgeschiittet werden. Eine Ausschiittung kann unter
Beriicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber unterbleiben. Ebenso steht die Ausschiittung von Ertrdgen aus
der Verdu3erung von Vermogenswerten des Investmentfonds einschlieBlich von Bezugsrechten im Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft. Eine Ausschiittung aus der Fondssubstanz sowie Zwischenausschiittungen sind zulassig.

Das Fondsvermdgen darf durch Ausschiittungen in keinem Fall das im Gesetz vorgesehene Mindestvolumen fir
eine Kiindigung unterschreiten.

Die Betrdge sind an die Inhaber von Ausschiittungsanteilscheinen ab 15.11. des folgenden Rechnungsjahres aus-
zuschitten, der Rest wird auf neue Rechnung vorgetragen.

Jedenfalls ist ab dem 15.11. der gemaRB InvFG ermittelte Betrag auszuzahlen, der zutreffendenfalls zur Deckung
einer auf den ausschittungsgleichen Ertrag des Anteilscheines entfallenden Kapitalertragsteuerabfuhrpflicht zu
verwenden ist.

2. Ertrdgnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen mit KESt-Abzug

Die wdhrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausge-
schiittet. Es ist bei Thesaurierungsanteilscheinen ab 15.11. der gemaRB InvFG ermittelter Betrag auszuzahlen, der
zutreffendenfalls zur Deckung einer auf den ausschiittungsgleichen Ertrag des Anteilscheines entfallenden Kapi-
talertragsteuerabfuhrpflicht zu verwenden ist.
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3. Ertrdgnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Inlands- und Auslandstranche)

Die wdhrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausge-
schiittet. Es wird keine Auszahlung gemaR InvFG vorgenommen. Der fiir das Unterbleiben der KESt- Auszahlung
auf den Jahresertrag gemal3 InvFG maf3gebliche Zeitpunkt ist jeweils der 15.11. des folgenden Rechnungsjahres.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise von den depotfiihrenden Stellen
sicher, dass die Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilinhabern gehalten werden kénnen, die ent-
weder nicht der inlandischen Einkommen- oder Kérperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die Voraussetzun-
gen fir eine Befreiung gemall § 94 des Einkommensteuergesetzes bzw. fiir eine Befreiung von der Kapitalertrag-
steuer vorliegen.

Werden diese Voraussetzungen zum Auszahlungszeitpunkt nicht erfillt, ist der gemaB InvFG ermittelte Betrag
durch Gutschrift des jeweils depotfiihrenden Kreditinstituts auszuzahlen.

4. Ertragnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Auslandstranche)
Der Vertrieb der Thesaurierungsanteilscheine ohne KESt-Abzug erfolgt ausschlieBlich im Ausland.

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausge-
schiittet. Es wird keine Auszahlung gemaR InvFG vorgenommen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise sicher, dass die Anteilscheine im
Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilsinhabern gehalten werden kénnen, die entweder nicht der inlandischen Ein-
kommen- oder Korperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die Voraussetzungen fiir eine Befreiung gemaf
des § 94 Einkommensteuergesetzes bzw. fir eine Befreiung von der Kapitalertragssteuer vorliegen.

Xll. Beschreibung der Anlageziele des Fonds, einschlie8lich der finanziellen Ziele (z. B. Kapital- oder
Ertragssteigerung), der Anlagepolitik (z. B. Spezialisierung auf geographische Gebiete oder Wirt-
schaftsbereiche), etwaiger Beschriankungen bei dieser Anlagepolitik sowie Angabe etwaiger Tech-
niken und Instrumente oder Befugnisse der Kreditaufnahme, von denen bei der Verwaltung des
Fonds Gebrauch gemacht werden kann

HINWEIS:

Der Fonds strebt zu jeder Zeit die Erreichung der Anlageziele an, es kann jedoch nicht zugesichert werden,
dass diese Ziele auch tatsachlich erreicht werden.

Die nachstehende Beschreibung beriicksichtigt nicht das individuelle Risikoprofil des Anlegers und ist
hierzu ggf. eine personliche fachgerechte Anlageberatung empfehlenswert / angebracht.

Ziel des SpanglerPrivat: Ertrag Plus ist es, die Wachstumschancen internationaler Aktien mit den kontinuierli-
chen Ertragen von Anleihen unter Einhaltung des Pensionskassengesetzes zu kombinieren.

Der Fonds wird dazu je nach Einschdtzung der Wirtschafts- und Kapitalmarktlage und der Bérsenaussichten im
Rahmen seiner Anlagepolitik die nach dem Investmentfondsgesetz und den Fondsbestimmungen zugelassenen
Vermogensgegenstdande (Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Sichteinlagen, Fondsanteile und Finanzinstru-
mente) erwerben und verdul3ern.

Aktien, aktiendhnliche begebbare Wertpapiere, corporate bonds und sonstige Beteiligungswertpapiere im Sinne
des § 25 Abs 2 Z 4 PKG diirfen gemeinsam mit sonstigen Vermdgenswerten im Sinne des § 25 Abs 2 Z 6 PKG bis zu
50 vH des Fondsvermdgens erworben werden, wobei eine Erh6hung dieser Anlagegrenze auf 70 vH durch den
Einsatz von investment grade corporate bonds statthaft ist.

Forderungswertpapiere gemal3 PKG sowie Geldmarktinstrumente dirfen im gesetzlich zuldssigen Umfang erwor-
ben werden.

Sichteinlagen und kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hochstens 12 Monaten dirfen bis zu 100 vH des
Fondsvermdgens gehalten werden.

Veranlagungen in Investmentfonds diirfen im gesetzlich zuldassigen Umfang und sind entsprechend ihrer tatsachli-
chen Gestionierung auf die Veranlagungskategorien des § 25 Abs 2 PKG aufzuteilen.
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Veranlagungen in Vermdgenswerten, die auf eine andere Wahrung als die der Verbindlichkeiten lauten, sind mit
insgesamt 30 vH des Fondsvermdgens begrenzt. Wird das Wahrungsrisiko durch Kurssicherungsgeschafte besei-
tigt, so kdnnen diese Veranlagungen den auf Euro lautenden Veranlagungen zugeordnet werden.

Anteile an Investmentfonds diirfen bis zu 100 vH des Fondsvermdgens erworben werden.

Es kdnnen Anteile an Investmentfonds erworben werden, deren Anlagerestriktionen und/oder Anlagestrategie
von jener des SpanglerPrivat: Ertrag Plus abweichen.

Der Fonds setzt im Rahmen der Veranlagung keine Total Return Swaps ein.

Fir den Fonds drfen derivative Produkte zur Absicherung erworben werden. Zusatzlich kdnnen derivative Pro-
dukte im Sinne des § 25 Abs 1 Z 6 PKG, die nicht der Absicherung dienen, erworben werden, wenn sie zur Verrin-
gerung von Veranlagungsrisiken oder zur Erleichterung einer effizienten Verwaltung des Fondsvermoégens beitra-
gen.

Die Aufnahme von Krediten ist bis zu 10 v.H. des Fondsvermdgens kurzfristig zuldssig.

Der Fonds investiert gemaf § 25 PKG idF BGBI | Nr. 68/2015 und ist fiir die Vorsorge fiir Abfertigungen, Pen-
sionen und Jubildumsgelder geeignet.

Der Fonds kann iiberwiegend in liquide Vermdgenswerte investieren, die keine Wertpapiere oder Geld-
marktinstrumente im Sinne des Investmentfondsgesetzes sind, namlich in Anteile an anderen Invest-
mentfonds, Sichteinlagen und kiindbare Einlagen sowie Derivate.

GemafB den von der Finanzmarktaufsicht genehmigten Fondsbestimmungen diirfen Wertpapiere oder
Geldmarktinstrumente, die von der Republik Osterreich oder der Bundesrepublik Deutschland begeben
oder garantiert werden, zu mehr als 35 vH erworben werden, sofern die Veranlagung in zumindest sechs
verschiedenen Emissionen erfolgt, wobei die Veranlagung in ein- und derselben Emission 30 vH des Fonds-
vermogens nicht iiberschreiten darf.

Veranlagungen in Wertpapieren enthalten neben den Chancen auf Kurssteigerungen auch Risiken. Die Risiken, die
typischer Weise mit einem Fonds bzw. mit einer Veranlagung in derivative Instrumente verbunden sind, werden in
Punkt XIV. ndher beschrieben.

Dieser Fonds wurde von der Verwaltungsgesellschaft als Fonds nach Artikel 8 der Verordnung (EU)
2019/2088 (EU-Offenlegungsverordnung) und somit als ,,Produkt mit Nachhaltigkeitsmerkmalen” einge-
stuft. Im Investmentprozess dieses Fonds werden 6kologische (Environment - ,E), soziale (Social - ,S") und die
verantwortungsvolle Unternehmens- bzw. Staatsfiihrung (Governance - ,G") betreffende Kriterien (sog. ,ESG-Kri-
terien”) mit besonderem Schwerpunkt betrachtet, sowie die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhal-
tigkeitsfaktoren (,Principal Adverse Impacts” oder ,PAl”) beriicksichtigt. Einzelheiten dazu sind dem Anhang
»Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absdtze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU) 2019/2088 und
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten” zu entnehmen.

Nachhaltigkeitsrisiken, welche sich aus der Analyse der ESG-Kriterien ergeben, werden mit Blick auf ihre finanzielle
Wirkung kontinuierlich analysiert und die sich hieraus ergebenden Erkenntnisse zu den Nachhaltigkeitsrisiken ein-
zelner Emittenten im Rahmen des Investmentprozesses bei der Bewertung der Ertrags- und Risikoeinschdtzung
berlcksichtigt.

Nachhaltigkeitsrisiken sind Ereignisse oder Bedingungen aus den Bereichen Umwelt, Soziales und Unternehmens-
fuhrung (ESG), deren Eintreten tatsdchlich oder potenziell wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert der
Investition des Fonds haben kann. Nachhaltigkeitsrisiken kdnnen auf alle bekannten Risikoarten einwirken und als
Faktor zur Wesentlichkeit dieser Risikoarten beitragen. Die Betroffenheit, Wahrscheinlichkeit und Schwere von
Nachhaltigkeitsrisiken unterscheidet sich je nach Branche, Geschaftsmodell und Nachhaltigkeitsstrategie des Emit-
tenten.

Die Analyse der Nachhaltigkeitsrisiken erfolgt auf Basis von 6ffentlich verfligbaren Informationen der Emittenten
(z. B. Geschifts- und Nachhaltigkeitsberichte) oder von internem Research sowie unter Verwendung von Daten
und ESG-Ratings von Research- bzw. Ratingagenturen.

Es wird ein Sustainability Risk Committee als Kontrollinstrument eingesetzt, welches kontinuierlich die Bewertung
von Nachhaltigkeitsrisiken einzelner Emittenten tGberprift und konkrete Vorgaben fiir das unter Nachhaltigkeitsri-
siken investierbare Anlageuniversum gibt. Hierzu gehdren neben Informationen auf Einzelemittentenebene
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ebenso Einschatzungen, welche auf Basis einer globalen Wirtschaftsanalyse getroffen werden (Einfluss von ESG-
Kriterien auf das Wirtschaftswachstum oder die soziodemographisch bedingte Nachfragesituation). Hierbei wird
bis auf Branchenebene beleuchtet, wie ESG-Kriterien makrodkonomische Trends bilden. Weiterhin erhalten die
Mitarbeiter des Fondsmanagements Schulungen und Weiterbildungen zum Thema Nachhaltigkeit.

Zudem wird ein betriebsinternes ESG-Risikostufenmodell genutzt, welches fiir die jeweiligen Emittenten eine ESG-
Risikoeinstufung vornimmt und Emittenten, die eine gewisse Mindesteinstufung nicht Gberschreiten, aus dem An-
lageuniversum ausschlie3t. Das Anlageuniversum des Fonds wird auf solche Titel fokussiert, die im Zeitpunkt der
Investitionsentscheidung geringere Nachhaltigkeitsrisiken bergen sollten.

Nachhaltigkeitsrisiken kdnnen sich im Investmentprozess negativ auf die Rendite dieses Fonds auswirken. Insbe-
sondere kdnnen diese zu einer wesentlichen Verschlechterung der Finanzlage, der Rentabilitdat oder der Reputation
der Emittenten flihren und sich erheblich auf das Bewertungsniveau der Investition auswirken.

Xlll. Techniken und Instrumente der Anlagepolitik

Der Fonds investiert gemaf den Anlage- und Emittentengrenzen des InvFG in Verbindung mit den Fondsbestim-
mungen und unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung.

Im Folgenden werden die fiir Fonds allgemein geltenden Anlagegrenzen beschrieben. Die Fondsbestimmungen
(vgl. Anhang 2) enthalten die fiir den gegenstandlichen Fonds spezifischen Anlagegrenzen.

1. Wertpapiere

Wertpapiere sind
Aktien und andere, Aktien gleichwertige Wertpapiere,
Schuldverschreibungen und sonstige verbriefte Schuldtitel,
alle anderen marktfahigen Finanzinstrumente (z.B. Bezugsrechte), die zum Erwerb von Finanzinstrumenten im
Sinne des InvFG durch Zeichnung oder Austausch berechtigen,
nach Mal3gabe von § 69 InvFG, jedoch mit Ausnahme der in § 73 InvFG genannten Techniken und abgeleitete Fi-
nanzinstrumente (Derivate).

Wertpapiere schlielen zudem
Anteile an geschlossenen Fonds in Form einer Investmentgesellschaft oder eines Investmentfonds,
Anteile an geschlossenen Fonds in Vertragsform,
Finanzinstrumente nach § 69 Abs 2 Z 3 InvFG

ein, sofern die in § 69 Abs 2 InvFG naher beschriebenen Kriterien erfillt sind.

Die Verwaltungsgesellschaft kann Wertpapiere erwerben, die an einer im Anhang zu den Fondsbestimmungen
genannten Borsen des In- und Auslandes notiert oder an im Anhang genannten geregelten Markten gehandelt
werden, die anerkannt und fiir das Publikum offen sind und deren Funktionsweise ordnungsgemaR ist. Daneben
konnen auch Wertpapiere aus Neuemissionen erworben werden, deren Emissionsbedingungen die Verpflichtung
enthalten, die Zulassung zur amtlichen Notierung an einer Borse oder an einem geregelten Markt zu beantragen,
sofern ihre Zulassung spatestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt wird.

Vermogenswerte desselben Ausstellers, mit Ausnahme von Veranlagung in Schuldverschreibungen des Bundes,
eines Bundeslandes, eines anderen EWR-Mitgliedsstaates oder eines Gliedstaates eines anderen EWR-Mitglieds-
staates diirfen nur bis zu 5 v.H. des Fondsvermdgens erworben werden. Vermdgenswerte von Ausstellern, die ei-
ner einzigen Unternehmensgruppe im Sinne des § 74 Abs 7InvFG angehdren, kdnnen bis zu 10 v.H. des Fondsver-
mdgens erworben werden.

2. Geldmarktinstrumente

Geldmarktinstrumente sind Instrumente, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, liquide sind,
deren Wert jederzeit genau bestimmt werden kann und die die Voraussetzungen gemaR § 70 InvFG erfillen.

Fir den Fonds dirfen Geldmarktinstrumente erworben werden, die
a) an einer derim Anhang zu den Fondsbestimmungen genannten Borsen des In- und Auslandes notiert oder an

im Anhang zu den Fondsbestimmungen genannten geregelten Markten gehandelt werden, die anerkannt
und fiir das Publikum offen sind und deren Funktionsweise ordnungsgemaR ist.
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b) Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, frei ibertragbar sind, liquide sind und deren Wert jeder-
zeit genau bestimmt werden kann, lGber die angemessene Informationen vorliegen, einschlie3lich solcher In-
formationen, die eine angemessene Bewertung der mit der Anlage in solche Instrumente verbundenen Kre-
ditrisiken ermdglichen, diirfen erworben werden, auch wenn sie nicht an geregelten Markten gehandelt wer-
den, sofern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente bereits Vorschriften iber den Einlagen- und
Anlegerschutz unterliegen, vorausgesetzt, sie werden

aa) von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Korperschaft oder der Zentralbank eines Mitglied-
staates, der Europaischen Zentralbank, der Europaischen Union oder der Europdischen Investmentbank,
einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat, einem Gliedstaat der Foderation, oder von einer in-
ternationalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein Mitgliedstaat angehort,
begeben oder garantiert oder

bb) von Unternehmen begeben, dessen Wertpapiere an einem der im Anhang zu den Fondsbestimmungen
genannten geregelten Markte gehandelt werden, oder

cc) von einem Institut begeben oder garantiert, das gemaf} den im Gemeinschaftsrecht (= Unionsrecht) fest-
gelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder von einem Institut begeben oder garantiert, das Auf-
sichtsbestimmungen, die nach Auffassung der FMA mindestens so streng sind, wie die des Gemein-
schaftsrechts, unterliegt und diese einhdlt, oder

dd) von anderen Emittenten begeben, die einer Kategorie angehoren, die von der FMA zugelassen wurde,
sofern fiir Anlagen in diesen Instrumenten Vorschriften fiir den Anlegerschutz gelten, die denen der lit. aa
bis cc gleichwertig sind und sofern es sich bei den Emittenten entweder um ein Unternehmen mit einem
Eigenkapital von mindestens 10 Mio. EUR, das seinen Jahresabschluss nach den Vorschriften der Richtlinie
2013/34/EU erstellt und veroffentlicht, oder um einen Rechtstrdger, der innerhalb einer eine oder mehrere
borsennotierte Gesellschaften umfassenden Unternehmensgruppe fiir die Finanzierung dieser Gruppe
zustandig ist, oder um einen Rechtstrager handelt, der in Unternehmens-, Gesellschafts- oder Vertrags-
form die wertpapiermafige Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung einer von einer Bank ein-
gerdumten Kreditlinie finanzieren soll; die Kreditlinie hat durch ein Finanzinstitut gesichert zu sein, das
selbst die in vorstehender lit.cc genannten Kriterien erfiillt.

3. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente

Insgesamt bis zu 10 vH des Fondsvermdgens diirfen in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten angelegt wer-
den, die nicht an einer der im Anhang zu den Fondsbestimmungen aufgefiihrten Bérsen notiert oder an einem der
in diesem Anhang angefiihrten geregelten Markte gehandelt werden und bei Neuemissionen von Wertpapieren,
wenn keine diesbezligliche Zulassung vor Ablauf eines Jahres ab Emission erlangt wird.

Der Erwerb nicht voll eingezahlter Aktien oder Geldmarktinstrumente und von Bezugsrechten auf solche Instru-
mente oder von nicht voll eingezahlten anderen Finanzinstrumenten ist bis zu 10 vH des Fondsvermdgens zulds-

sig.
4. Anteile an Investmentfonds (§ 71 InvFG)

a) Veranlagungen in Anteile von Investmentfonds sind entsprechend ihrer tatsachlichen Gestionierung auf die
Veranlagungskategorien des § 25 Abs 2 PKG aufzuteilen. Andernfalls sind die Anteile der Investmentfonds der
Kategorie ,Sonstige Vermdgenswerte” nach § 25 Abs 2 Z 6 PKG zuzurechnen.

b) Anteile an Investmentfonds (= Investmentfonds und Investmentgesellschaften offenen Typs), welche die Best-
immungen der Richtlinie 2009/65/EG erfiillen (OGAW), diirfen jeweils bis zu 20 vH des Fondsvermdgens er-
worben werden, sofern diese ihrerseits zu nicht mehr als 10 vH des Fondsvermégens in Anteile anderer Invest-
mentfonds investieren.

¢) Anteile an Investmentfonds gem. § 71 InvFG, welche die Bestimmungen der Richtlinie 2009/65/EG nicht zur
Ganze erfullen (OGA) und deren ausschlieBllicher Zweck es ist,

beim Publikum beschaffte Gelder fiir gemeinsame Rechnung nach dem Grundsatz der Risikostreuung in
Wertpapieren und anderen liquiden Finanzanlagen zu investieren, und

deren Anteile auf Verlangen der Anteilinhaber unmittelbar oder mittelbar zu Lasten des Vermdgens der
Fonds zurlickgenommen oder ausbezahlt werden,
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5.

a)

dirfen jeweils bis zu 20 vH des Fondsvermdgens, insgesamt jedoch nur bis zu 30 vH des Fondsvermdgens er-
worben werden, sofern

aa) diese ihrerseits zu nicht mehr als 10 vH des Fondsvermdgens in Anteile anderer Investmentfonds investie-
ren und

bb) diese nach Rechtsvorschriften zugelassen wurden, die sie einer Aufsicht unterstellen, welche nach Auffas-
sung der FMA derjenigen nach dem Gemeinschaftsrecht (= Unionsrecht) gleichwertig ist und ausrei-
chende Gewabhr flir die Zusammenarbeit zwischen den Behdrden besteht, und

cc) das Schutzniveau der Anteilinhaber dem Schutzniveau der Anteilinhaber von Investmentfonds, die die
Bestimmungen der Richtlinie 2009/65/EG erfiillen (OGAW), gleichwertig ist und insbesondere die Vor-
schriften fir eine getrennte Verwahrung des Sondervermdgens, die Kreditaufnahme, die Kreditgewah-
rung und Leerverkaufe von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten den Anforderungen der Richtlinie
2009/65/EG gleichwertig sind, und

dd) die Geschiftstatigkeit Gegenstand von Halbjahres- und Jahresberichten ist, die es erlauben, sich ein Urteil
Uber das Vermogen und die Verbindlichkeiten, die Ertrdge und die Transaktionen im Berichtszeitraum zu
bilden.

Zur Beurteilung der Gleichwertigkeit des Schutzniveaus der Anteilinhaber im Sinne der lit. cc) sind diein § 3
der Informationen- und Gleichwertigkeitsfestlegungsverordnung (IG-FestV) idgF genannten Kriterien heran-
zuziehen.

Fir den Fonds dirfen auch Anteile an Investmentfonds erworben werden, die unmittelbar oder mittelbar von
derselben Verwaltungsgesellschaft oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Verwaltungsge-
sellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle oder eine wesentliche direkte oder indirekte Be-
teiligung verbunden ist.

Derivative Finanzinstrumente

Notierte und nicht-notierte derivative Finanzinstrumente

Fir den Fonds dirfen abgeleitete Finanzinstrumente (Derivate), einschlie3lich gleichwertiger bar abgerechneter
Instrumente, die an einer der im Anhang zu den Fondsbestimmungen angefiihrten geregelten Markte gehandelt
werden, oder abgeleitete Finanzinstrumente, die nicht an einer Borse notiert sind oder an einem geregelten Markt
gehandelt werden (OTC-Derivate) eingesetzt werden, sofern

es sich bei den Basiswerten um Instrumente gemal § 67 Abs 1 Z 1 bis 4 InvFG oder um Finanzindices, Zinss-
dtze, Wechselkurse oder Wahrungen handelt, in welche der Fonds gemaf3 den in seinen Fondsbestimmungen
genannten Anlagezielen investieren darf,

die Gegenpartei bei Geschaften mit OTC-Derivaten einer Aufsicht unterliegende Institute der Kategorie sind,
die von der FMA durch Verordnung zugelassen wurden, und

die OTC-Derivate einer zuverldssigen und iberpriifbaren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit
auf Initiative der Verwaltungsgesellschaft zum angemessenen Zeitwert verauBert, liquidiert oder durch ein
Gegengeschift glattgestellt werden kdnnen.

sie nicht zur Lieferung oder Ubertragung anderer als den in § 67 Abs 1 InvFG genannten Vermdgenswerten
fuhren.

Miterfasst sind auch Instrumente, die die Ubertragung des Kreditrisikos der zuvor genannten Vermdgenswerte
zum Gegenstand haben.

Der Einsatz derivativer Instrumente zur Absicherung bedeutet, dass der Einsatz derivativer Instrumente zur Redu-
zierung von bestimmten Risiken des Fonds erfolgt (z.B. Marktrisiko), taktischer Natur ist und somit eher kurzfristig
erfolgt.

Der Einsatz derivativer Instrumente als Teil der Anlagestrategie bedeutet, dass derivative Instrumente auch als Er-
satz fiir die direkte Veranlagung in Vermdgensgegenstdande sowie insbesondere mit dem Ziel der Ertragssteige-
rung eingesetzt werden kénnen.

Der Einsatz derivativer Instrumente zur permanenten Absicherung bedeutet, dass versucht wird, bestimmte Risi-
ken (z.B. Wahrungsrisiko) durch den Einsatz derivativer Instrumente zur Ganze auszuschalten (langfristige und
dauerhafte Absicherung).
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Das Ausfallsrisiko bei Geschaften eines Fonds mit OTC-Derivaten darf folgende Satze nicht Gberschreiten:
wenn die Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne des & 72 InvFG ist, 10 vH des Fondsvermdgens,
ansonsten 5 vH des Fondsvermdégens.

Anlagen eines Fonds in indexbasierten Derivaten werden im Hinblick auf die spezifischen Anlagegrenzen nicht
beruicksichtigt. Ist ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geldmarktinstrument eingebettet, so muss es hinsichtlich
der Einhaltung der zuvor genannten Vorschriften beriicksichtigt werden.

b) Verwendungszweck

Derivative Instrumente konnen im Rahmen der Umsetzung der Anlagestrategie verwendet werden,
durch ihren Einsatz wird das Risiko des Fonds erhoht.

¢) Risikomanagement

Die Verwaltungsgesellschaft hat ein Risikomanagementverfahren zu verwenden, das es ihr ermdglicht, das mit
den Anlagepositionen verbundene Risiko sowie ihren jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des Fondsvermo-
gens jederzeit zu Giberwachen und zu messen.

Das Gesamtrisiko ist nach dem Commitment Ansatz oder dem Value-at-Risk-Ansatz zu ermitteln.

Die Verwaltungsgesellschaft hat angemessene und dokumentierte Risikomanagement-Grundsatze festzulegen,
umzusetzen und aufrechtzuerhalten. Die Risikomanagement-Grundsatze haben Verfahren zu umfassen, die not-
wendig sind, um Markt-, Liquiditats- und Kontrahentenrisiken sowie sonstige Risiken, einschlief3lich operationeller
Risiken, zu bewerten.

d) Gesamtrisiko
Die Verwaltungsgesellschaft wendet fir die Ermittlung des Gesamtrisikos den Commitment Ansatz an.

Bei diesem Ansatz werden samtliche Positionen in derivativen Finanzinstrumenten einschlie8lich eingebetteter
Derivate iSv § 73 Abs 6 InvFG in den Marktwert einer gleichwertigen Position im Basiswert des betreffenden Deri-
vates (Basiswertdaquivalent) umgerechnet.

Bei der Berechnung des Gesamtrisikos werden Vereinbarungen tiber die Aufrechnung von Vermdgenswerten
(Nettingvereinbarungen) bzw. Vereinbarungen tber die Absicherung von Vermogenswerten (Hedgingvereinba-
rungen) beriicksichtigt, sofern diese offenkundige und wesentliche Risiken nicht auf3er Acht lassen und eindeutig
zu einer Verringerung des Risikos fiihren.

Positionen in derivativen Finanzinstrumenten, welche fiir den Investmentfonds kein zusatzliches Risiko erzeugen,
mdissen nicht in die Berechnung einbezogen werden.

Die detaillierten Berechnungsmodalitdten des Gesamtrisikos bei Verwendung des Commitment Ansatzes und des-
sen quantitative und qualitative Ausgestaltung finden sich in der jeweils aktuellen Fassung der Verordnung der
Finanzmarktaufsicht (FMA) iber die Risikoberechnung und Meldung von Derivaten (4. Derivate-Risikoberech-
nungs- und MeldeV).

Das auf diese Art ermittelte mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den Gesamtnettowert des Fonds nicht
Uberschreiten.

6. Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen

Bankguthaben in Form von Sichteinlagen oder kiindbaren Einlagen mit einer Laufzeit von héchstens 12 Monaten
durfen unter folgenden Voraussetzungen erworben werden:
a) Beieinund demselben Kreditinstitut diirfen Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hochs-
tens 12 Monaten bis zu 20 vH des Fondsvermdgens angelegt werden, sofern das betreffende Kreditinstitut
seinen Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder
sich in einem Drittstaat befindet und Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach Auffassung der FMA je-
nen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind.
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b) Ungeachtet samtlicher Einzelobergrenzen darf ein Fonds bei ein und demselben Kreditinstitut héchstens 20 vH
des Fondsvermdgens in einer Kombination aus von diesem Kreditinstitut begebenen Wertpapieren oder Geld-
marktinstrumenten und /oder Einlagen bei diesem Kreditinstitut und/oder von diesem Kreditinstitut erworbe-
nen OTC-Derivaten investieren.

Es ist kein Mindestbankguthaben zu halten.

7. Pensionsgeschifte

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, flir Rechnung des Fonds innerhalb der Veranlagungsgrenzen des InvFG
Vermogensgegenstdande mit der Verpflichtung des Verkdufers, diese Vermdgensgegenstande zu einem im Vor-
hinein bestimmten Zeitpunkt und zu einem im Vorhinein bestimmten Preis zurlickzunehmen, fiir das Fondsver-
mdgen zu kaufen.

Das bedeutet, dass die fiir den Fonds relevante Ausstattung der "in Pension genommenen" Vermégensgegen-
stande von der jeweiligen Basisausstattung differieren kann. So kann z.B. die Verzinsung, Laufzeit und Kauf- und
Verkaufskurs deutlich vom unterlegten Vermdgensgegenstand abweichen. Das Marktrisiko wird dadurch ausge-
schaltet.

Die Verwaltungsgesellschaft macht von diesem Recht derzeit jedoch keinen Gebrauch.

8. Wertpapierleihe

Die Verwaltungsgesellschaft ist innerhalb der Veranlagungsgrenzen des InvFG berechtigt, Wertpapiere bis zu

30 vH des Fondsvermdgens im Rahmen eines anerkannten Wertpapierleihsystems an Dritte befristet unter der Be-
dingung zu Ubereignen, dass der Dritte verpflichtet ist, die Gbereigneten Wertpapiere nach Ablauf einer im Vor-
hinein bestimmten Leihdauer wieder zurlick zu Gibereignen.

Die dafiir vereinnahmten Pramien stellen eine zusatzliche Ertragskomponente dar.

Die Verwaltungsgesellschaft macht von diesem Recht derzeit jedoch keinen Gebrauch.

XIV. Risikoprofil des Fonds

1. Allgemeines

Die Vermdgensgegenstande, in die die Verwaltungsgesellschaft flir Rechnung des Fonds investiert, enthalten ne-
ben Ertragschancen auch Risiken. VerduBert der Anleger Fondsanteile zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der
Vermogensgegenstdande gegeniiber dem Zeitpunkt des Erwerbs gefallen sind, so erhélt er das von ihm in den
Fonds investierte Geld nicht vollstandig zuriick. Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf die angelegte Summe be-
schrankt, eine Nachschusspflicht besteht somit nicht.

Auf Grund der unterschiedlichen Ausgestaltung der einzelnen Anteilscheingattungen kann das wirt-
schaftliche Ergebnis, das der Anleger mit seinem Investment erzielt, variieren, je nachdem, zu welcher
Anteilscheingattung die von ihm erworbenen Anteile gehéren.

2. Besondere Risiken

a) das Risiko, dass der gesamte Markt einer Assetklasse sich negativ entwickelt und dass dies den Preis
und Wert dieser Anlagen negativ beeinflusst (Marktrisiko)

Die Kursentwicklung von Finanzprodukten hangt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmérkte ab, die ih-
rerseits von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedin-
gungen in den jeweiligen Landern beeinflusst wird.

b) Zinsdnderungsrisiko

Eine besondere Auspragung des Marktrisikos ist das Zinsdnderungsrisiko. Darunter versteht man die Moglichkeit,
dass sich das Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines festverzinslichen Wertpapiers oder Geld-
marktinstruments besteht, dndern kann. Anderungen des Marktzinsniveaus kénnen sich unter anderem aus Ande-
rungen der wirtschaftlichen Lage und der darauf reagierenden Politik der jeweiligen Notenbank ergeben. Steigen
die Marktzinsen, so fallen in der Regel die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere bzw. Geldmarktinstrumente.
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Fallt dagegen das Marktzinsniveau, so tritt bei festverzinslichen Wertpapieren bzw. Geldmarktinstrumenten eine
gegenlaufige Kursentwicklung ein.

Bei Verkaufspositionen (insbesondere mittels Short-ETFs, Finanzderivaten oder strukturierten Anleihen) besteht
umgekehrt das Risiko fallender Zinsen. Diese bewirken wie beschrieben einen Kursanstieg bei festverzinslichen
Wertpapieren bzw. Geldmarktinstrumenten, der bei Verkaufspositionen zu Verlusten fiihren kann.

In den beschriebenen Fillen fiihrt die Kursentwicklung dazu, dass die Rendite des Wertpapiers oder Geldmarktin-
struments in etwa dem Marktzins entspricht. Die Kursschwankungen fallen jedoch je nach Laufzeit unterschiedlich
aus. So haben kiirzere Laufzeiten geringere Kursrisiken als langere Laufzeiten. Kiirzere Laufzeiten haben aber in
der Regel gegeniiber langeren Laufzeiten geringere Renditen.

c) Aktienkursrisiko

Eine besondere Auspragung des Marktrisikos stellt auch das Aktienkursrisiko dar. Darunter versteht man, dass Ak-
tien und aktienahnliche Wertpapiere erheblichen Kursschwankungen unterliegen kénnen. Somit besteht insbe-
sondere das Risiko, dass der aktuelle Kurs einer Aktie oder eines aktiendhnlichen Wertpapiers unter den Kurs sin-
ken kann, zu dem das Wertpapier erworben wurde. Bei Verkaufspositionen (insbesondere mittels Short-ETFs, Fi-
nanzderivaten oder strukturierten Anleihen) besteht umgekehrt das Risiko fallender Aktienkurse, d.h. ein Anstieg
des/der zugrundeliegenden Marktpreise(s) kann bei Verkaufspositionen zu Verlusten fiihren. Der Kurs ist als Markt-
preis das Ergebnis des zum Zeitpunkt der Kursbildung bestehenden Verhaltnisses von Angebot und Nachfrage.
Wichtige beeinflussende Faktoren sind dabei die wirtschaftlichen Erwartungen, die in einzelne Unternehmen so-
wie Branchen gesetzt werden, aber auch volkswirtschaftliche Rahmenbedingungen, politische Erwartungen, Spe-
kulationen und Interessenskaufe.

d) Commodity-Risiko

Sowohl Wertpapiere mit Rohstoffbezug, wie insbesondere von Unternehmen der Rohstoffbranche emittierte Ak-
tien oder Anleihen, sowie strukturierte Anleihen, die durch Rohstoffe bzw. Rohstoffderivate besichert oder an de-
ren Preisentwicklung gekoppelt sind, als auch derivative Finanzinstrumente die an die Wertentwicklung von Roh-
stoffindizes gebunden sind oder Rohstofffonds (bzw. Investmentfonds mit Rohstoff(index)beimischung), in die der
Fonds als Zielfonds veranlagt, unterliegen insbesondere den folgenden, fiir Rohstoffmarkte bzw. Warentermin-
markte typischen Risiken, die sich negativ auf den Anteilswert auswirken kénnen: Stark schwankende Angebots-
und/oder Nachfrageverhaltnisse, staatliche Interventionen, adverse Wetterbedingungen, Umweltkatastrophen,
(welt)politische Auseinandersetzungen, Krieg und Terrorismus.

e) das Risiko, dass ein Emittent oder eine Gegenpartei seinen/ihren Verpflichtungen nicht nachkommen
kann (Kreditrisiko bzw. Emittentenrisiko)

Neben den allgemeinen Tendenzen der Kapitalmarkte wirken sich auch die besonderen Entwicklungen der einzel-
nen Aussteller (Emittenten) auf den Kurs eines Wertpapiers oder Geldmarktinstruments aus.

Auch bei sorgfiltigster Auswahl der Wertpapiere kann beispielsweise nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste
durch Vermogensverfall oder als Folge von Zahlungsunfédhigkeit von Ausstellern eintreten. Eine Form des Kreditri-
sikos bzw. Emittentenrisikos ist auch das Risiko einer Glaubigerbeteiligung im Falle der Sanierung oder Abwick-
lung einer Bank (,Bail-in“). Die fiir diesen Fall vorgesehenen MaBBnahmen kdnnen fiir Glaubiger einer Bank zu ei-
nem Totalverlust des eingesetzten Kapitals fiihren.

Das Kreditrisiko umfasst dabei auch die Mdglichkeit, dass ein Kreditinstitut eine Bankeinlage nicht mehr zurlick-
zahlen kann.

Die drei wesentlichen Ausformungen des Kreditrisikos sind:
Ausfallrisiko: Auch bei sorgfaltigster Auswahl der Wertpapiere und deren Emittenten sowie den Gegenpar-
teien bei Bankeinlagen kann nicht ausgeschlossen werden, dass es zu Verlusten durch einen Vermdgensverfall
der Emittenten bzw. Kreditinstitute oder der dem Finanzinstrument zugrunde liegenden Vermégenswerte
(Underlyingkreditrisiko) kommt.
Kreditspreadrisiko: Der Bonitatsverlust von Emittenten fiihrt zu einer Erh6hung der Zinsdifferenz zum risikolo-
sen Zinssatz, welcher sich in einem Wertverlust der Finanzinstrumente des betroffenen Emittenten auswirkt.
Kreditrating-Migrationsrisiko: Herabstufungen der Bonitdtsbeurteilung durch Kreditratingagenturen fiihren
aufgrund des oben angefiihrten Kreditspreadrisikos zu Wertverlusten.

Besondere Kreditrisiken im Zusammenhang mit Nachranganleihen
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Nachranganleihen, insbesondere Hybridanleihen bzw. Anleihen mit Kernkapitalqualitdt die von Kreditinstituten
oder sonstigen Finanzdienstleistern ausgestellt werden, kénnen unter bestimmten Umstanden ein aktiendhnli-
ches Risikoprofil aufweisen. Sie unterliegen einem erhohten Risiko, dass der Emittent seinen Zins- und Tilgungs-
verpflichtungen nicht oder nur teilweise oder nur aufgeschoben nachkommen kann.

Aufgrund der Nachrangigkeit stehen im Fall der Insolvenz, Liquidation oder dhnlicher den Emittenten betreffender
Ereignisse die Ansprtiche der Nachranganleiheglaubiger jenen der vorrangigen Glaubiger nach, sodass gegebe-
nenfalls keine oder nur eine teilweise Bedienung erfolgt. Auch im fortlaufenden Geschaftsbetrieb konnen, ohne
ein Insolvenzverfahren auszul®sen, Zinszahlungen (gegebenenfalls ohne Nachzahlungspflicht seitens des Emitten-
ten) ausfallen, reduziert, aufgeschoben oder in alternativer Form bedient (z.B. in Form von Aktien) werden; weiters
kann es zu einer permanenten oder voriibergehenden Herabsetzung der Nachranganleihennominale kommen,
die gegebenenfalls von einer Umwandlung in bspw. Aktien begleitet sein kann. Darliber hinaus fehlt Nachrangan-
leihen haufig die Falligkeit (,ewige Renten”, ,Perpetuals”) bzw. kann eine Tilgung bzw. Riickzahlung durch eine
Aufsichtsbehodrde untersagt werden. AuBBerdem kdnnen Nachranganleihen erhéhten Liquiditatsrisiken unterlie-
gen.

f) dasRisiko, dass eine Transaktion innerhalb eines Transfersystems nicht wie erwartet abgewickelt wird,
da eine Gegenpartei nicht fristgerecht oder wie erwartet zahlt oder liefert (Erfiillungsrisiko bzw. Kon-
trahentenrisiko)

Darunter ist das Risiko zu verstehen, dass ein Settlement innerhalb eines Transfersystems nicht wie erwartet abge-
wickelt wird, da eine Gegenpartei nicht fristgerecht oder wie erwartet zahlt oder liefert. Das Settlementrisiko be-
steht darin, bei Erflllung eines Geschafts nach erbrachter Leistung keine entsprechende Gegenleistung zu erhal-
ten.

Vor allem beim Erwerb von nicht notierten Finanzprodukten oder bei deren Abwicklung tber eine Transferstelle
besteht das Risiko, dass ein abgeschlossenes Geschaft nicht wie erwartet erfiillt wird, da eine Gegenpartei nicht
zahlt oder liefert, oder dass Verluste aufgrund von Fehlern im operationalen Bereich im Rahmen der Abwicklung
eines Geschaftes auftreten konnen.

g) das Risiko, dass der Wert der Veranlagungen durch Anderungen des Wechselkurses beeinflusst wird
(Wechselkurs- / Wahrungsrisiko)

Eine weitere Variante des Marktrisikos stellt das Wahrungsrisiko dar. Soweit nichts anderes bestimmt ist, kdnnen
Vermdgenswerte eines Fonds in anderen Wahrungen als der jeweiligen Fondswahrung angelegt werden. Die Er-
trage, Riickzahlungen und Erl6se aus solchen Anlagen erhdlt der Fonds in den Wahrungen, in denen er investiert.
Der Wert dieser Wahrungen kann gegentiber der Fondswahrung fallen. Es besteht daher ein Wahrungsrisiko, das
den Wert der Anteile insoweit beeintrdchtigt, als der Fonds in anderen Wahrungen als der Fondswdhrung inves-
tiert.

h) dasRisiko, dass eine Position nicht rechtzeitig zu einem angemessenen Preis liquidiert werden kann
(Liquiditatsrisiko)

Die Verwaltungsgesellschaft darf Wertpapiere erwerben, die an einer Bérse oder einem geregelten Markt des EWR
oder an einer derim Anhang zu den Fondsbestimmungen genannten Borsen oder geregelten Markte gehandelt
werden.

Gleichwohl kann es bei einzelnen Wertpapieren oder Instrumenten in bestimmten Phasen oder in bestimmten
Borsensegmenten schwierig sein, diese zum gewiinschten Zeitpunkt verduf3ern zu kénnen. Zudem besteht die
Gefahr, dass Titel, die in einem eher engen Marktsegment gehandelt werden, einer erheblichen Preisvolatilitat un-
terliegen.

Daneben konnen Wertpapiere aus Neuemissionen erworben werden, deren Emissionsbedingungen die Verpflich-
tung enthalten, die Zulassung zur amtlichen Notierung an einer Bérse oder an einem organisierten Markt zu bean-
tragen, sofern ihre Zulassung spatestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt wird.

i) dasRisiko des Verlustes von Vermogensgegenstinden, die auf Depot liegen, durch Insolvenz, Fahrlas-
sigkeit oder betriigerische Handlung der Depotbank oder der Sub-Depotbank (Verwahrrisiko)
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Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden des Fonds ist ein mogliches Verlustrisiko verbunden, das durch
Insolvenz, Sorgfaltspflichtverletzungen oder missbrauchlichem Verhalten des Verwahrers oder eines Unter-Ver-
wahrers verursacht werden kann. Insbesondere der Einsatz eines Prime Brokers kann unter Umstanden nicht die
gleiche Sicherheit gewahrleisten, wie ein als Depotstelle eingesetztes Kreditinstitut.

j) die Risiken, die auf eine Konzentration auf bestimmte Anlagen oder Markte zuriickzufiihren sind (Per-
formancerisiko)

Fir den Fonds erworbene Vermdgensgegenstande kdnnen eine andere Wertentwicklung erfahren, als im Zeit-
punkt des Erwerbs zu erwarten war. Somit kann eine positive Wertentwicklung nicht zu gesagt werden, auf3er im
Fall einer Garantiegewdhrung durch eine dritte Partei, wobei die konkreten Garantiebedingungen zu beachten
sind.

k) dieRisiken, die auf eine Konzentration auf bestimmte Anlagen oder Markte zuriickzufiihren sind (Kon-
zentrationsrisiko)

Zusatzliche Risiken kdnnen dadurch verursacht werden, dass eine Konzentration der Veranlagung in bestimmte
Vermdgensgegenstdande oder Mérkte erfolgt.

I) dielInformation iiber die Leistungsfahigkeit allfélliger Garantiegeber (Garantieausfallrisiko)

Je nach der Leistungsfahigkeit allfalliger Garantiegeber erhoht oder vermindert sich das Risiko des Investments.
Unter anderem kann eine Insolvenz des Garantiegebers dazu fiihren, dass die Garantie nicht bzw. nicht mehrin
voller H6he greift.

m) das Risiko der Inflexibilitdt, bedingt sowohl durch das Produkt selbst als auch durch Einschrankungen
beim Wechsel zu anderen Investmentfonds (Inflexibilitatsrisiko)

Das Risiko der Inflexibilitat kann sowohl durch das Produkt selbst als auch durch Einschrankungen beim Wechsel
zu anderen Investmentfonds bedingt sein.

n) Inflationsrisiko

Der Ertrag einer Investition kann durch die Inflationsentwicklung negativ beeinflusst werden. Das angelegte Geld
kann einerseits infolge der Geldentwertung einem Kaufkraftverlust unterliegen, andererseits kann die Inflations-
entwicklung einen direkten (negativen) Einfluss auf die Kursentwicklung von Vermdgensgegenstanden haben.

o) das Risiko betreffend das Kapital des Fonds (Kapitalrisiko)

Das Risiko betreffend das Kapital des Fonds kann vor allem dadurch bedingt sein, dass es zu einem geringeren
Kurs beim Verkauf als beim Kauf der Vermdgenswerte kommen kann. Dies erfasst auch das Risiko der Aufzehrung
bei Riicknahmen und GbermaBiger Ausschiittung von Anlagerenditen.

p) das Risiko der Anderung der sonstigen Rahmenbedingungen, wie unter anderem Steuervorschriften
[(Steuer)rechtliches Risiko]

Der Wert der Vermbgensgegenstande des Fonds kann durch Unsicherheiten in Landern, in denen Investments
getatigt werden, wie z.B. internationale politische Entwicklungen, Anderung von Regierungspolitik, Besteuerung,
Einschrankungen von auslandischem Investment, Wahrungsfluktuationen und anderen Entwicklungen im Rechts-
wesen oder in der Regulierungslage nachteilig beeinflusst werden. Au8erdem kann an Boérsen gehandelt werden,
die nicht so streng reguliert sind wie diejenigen der USA oder der EU-Staaten.

q) das Risiko, dass aufgrund von Kursbildungen auf illiquiden Markten die Bewertungskurse bestimmter
Wertpapiere von ihren tatsdchlichen VerdufBerungspreisen abweichen kénnen (Bewertungsrisiko)

Insbesondere in Zeiten, in denen aufgrund von Finanzkrisen sowie eines allgemeinen Vertrauensverlustes Liquidi-
tatsengpdsse der Marktteilnehmer bestehen, kann die Kursbildung bestimmter Wertpapiere und sonstiger Finan-
zinstrumente auf Kapitalmarkten eingeschrankt und die Bewertung im Fonds erschwert sein. Werden in derartigen
Zeiten vom Publikum gleichzeitig grof3ere Anteilsriickgaben getatigt, kann das Fondsmanagement zur Aufrechter-
haltung der Gesamtliquiditdt des Fonds gezwungen sein, VerdauBerungsgeschéafte von Wertpapieren zu Kursen zu
tatigen, die von den tatsachlichen Bewertungskursen abweichen.

24
SpanglerPrivat: Ertrag Plus Ausgabe 02/2023



r) Lander- oder Transferrisiko

Vom Landerrisiko spricht man, wenn ein auslandischer Schuldner trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund fehlender
Transferfahigkeit oder -bereitschaft seines Sitzlandes Leistungen nicht fristgerecht oder iberhaupt nicht erbringen
kann. So kdnnen z.B. Zahlungen, auf die der Fonds Anspruch hat, ausbleiben oder in einer Wahrung erfolgen, die
aufgrund von Devisenbeschrankungen nicht mehr konvertierbar ist.

s) Risiko der Aussetzung der Riicknahme

Die Anteilinhaber konnen grundsatzlich jederzeit die Rlicknahme ihrer Anteile verlangen. Die Verwaltungsgesell-
schaft kann jedoch die Riicknahme der Anteile bei Vorliegen auBBergewdhnlicher Umstande voriibergehend aus-
setzen, wobei der Anteilspreis niedriger liegen kann als derjenige vor Aussetzung der Riicknahme.

t) Schliisselpersonenrisiko

Fonds, deren Anlageergebnis in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv ausfallt, haben diesen Erfolg auch der
Eignung der handelnden Personen und damit den richtigen Entscheidungen ihres Managements zu verdanken.
Die personelle Zusammensetzung des Fondsmanagements kann sich jedoch verdndern. Neue Entscheidungstra-
ger kdnnen dann moglicherweise weniger erfolgreich agieren.

u) Operationelles Risiko

Es besteht ein Verlustrisiko fur den Fonds, das aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus menschlichem
oder Systemversagen bei der Verwaltungsgesellschaft oder aus externen Ereignissen resultiert und das Rechts-
und Dokumentationsrisiken sowie Risiken, die aus den fiir den Fonds betriebenen Handels-, Abrechnungs- und
Bewertungsverfahren resultieren, einschliel3en.

v) Risiken im Zusammenhang mit anderen Fondsanteilen (Zielfonds)

Die Risiken der Zielfonds, die fiir den Fonds erworben werden, stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken
der in diesen Zielfonds enthaltenen Vermdgensgegenstande bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien.
Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinander unabhangig handeln, kann es vorkommen, dass mehrere
Zielfonds gleiche oder einander entgegen gesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch kénnen sich beste-
hende Risiken kumulieren und eventuelle Chancen aufheben.

w) Risiko bei derivativen Finanzinstrumenten

Die Verwaltungsgesellschaft darf im Rahmen der ordnungsgemafBen Verwaltung fir einen Fonds unter bestimm-
ten Voraussetzungen und Beschrankungen derivative Finanzinstrumente gemal3 InvFG erwerben.

Hinzuweisen ist darauf, dass mit derivativen Produkten folgende Risiken verbunden sein konnen:
a) Die erworbenen befristeten Rechte konnen verfallen oder eine Wertminderung erleiden.

b) Das Verlustrisiko kann nicht bestimmbar sein und auch iiber etwaige geleistete Sicherheiten hinausge-
hen.

c) Geschifte, mit denen Risiken ausgeschlossen oder eingeschrankt werden sollen, k6nnen méglicher-
weise nicht oder nur zu einem verlustbringenden Marktpreis getatigt werden.

d) Das Verlustrisiko kann sich erhohen, wenn die Verpflichtung aus derartigen Geschiften oder die hie-
raus zu beanspruchende Gegenleistung auf auslandische Wahrung lautet.

Bei Geschiften mit OTC-Derivaten konnen folgende zuséatzliche Risiken auftreten:

a) Probleme bei der VerduBBerung der am OTC-Markt erworbenen Finanzinstrumente an Dritte konnen
auftreten, da bei diesen ein organisierter Markt fehlt; eine Glattstellung eingegangener Verpflichtun-
gen kann aufgrund der individuellen Vereinbarung schwierig oder mit erheblichen Kosten verbunden
sein (Liquiditatsrisiko).

b) Der wirtschaftliche Erfolg des OTC-Geschiftes kann durch den Ausfall des Kontrahenten gefdhrdet sein
(Kontrahentenrisiko).
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x) Nachhaltigkeitsrisiken

Die Wertentwicklung des Fonds kann durch Nachhaltigkeitsrisiken beeinflusst werden. Nachhaltigkeitsrisiken im
Sinne der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 liber
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor sind Ereignisse oder Bedingungen
aus den Bereichen Umwelt, Soziales oder Unternehmensfiihrung (ESG), deren Eintreten tatsachlich oder potenziell
wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert der Investition des Fonds haben kdnnten. Nachhaltigkeitsrisiken
konnen auf alle bekannten Risikoarten einwirken und als Faktor zur Wesentlichkeit dieser Risikoarten beitragen. Bei-
spielhaft seien die Risikoarten Performancerisiko, Liquiditatsrisiko, Kontrahentenrisiko und operationelles Risiko ge-
nannt.

Fiir diesen Fonds konnen insbesondere die im Folgenden unten ndher beschriebenen Risiken von Be-
deutung sein - die Aufzahlung ist jedoch nicht nach der Bedeutung der Risiken gereiht:
Marktrisiko Inflationsrisiko
Zinsanderungsrisiko Bewertungsrisiko
Aktienkursrisiko Lander- oder Transferrisiko
Kreditrisiko bzw. Emittentenrisiko Schliisselpersonenrisiko
Erfillungsrisiko bzw. Kontrahentenrisiko Operationelles Risiko
Wechselkurs- / Wahrungsrisiko Risiken im Zusammenhang mit anderen
Verwahrrisiko Fondsanteilen (Zielfonds)
Performancerisiko Risiko bei derivativen Finanzinstrumenten
Kapitalrisiko
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XV. Angaben iiber die Methode, die Hohe und die Berechnung der zu Lasten des Fonds gehenden Ver-
giitungen und Unkostenerstattungen fiir die Verwaltungsgesellschaft, die Depotbank oder Dritte

1. Verwaltungskosten

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fir die zum 31.03.2013 bestehenden Anteilsgattungen fir ihre Verwaltungsta-
tigkeit eine jahrliche Vergiitung bis zu einer Hohe von 0,60 vH des Fondsvermégens, die auf Grund der Monatsen-
dwerte errechnet wird.

Fir ab dem 01.04.2013 neu auszugebende Anteilsgattungen erhalt die Verwaltungsgesellschaft fiir ihre Verwal-
tungstatigkeit eine jahrliche Vergiitung bis zu einer Hohe von 1,15 vH des Fondsvermdgens, die auf Grund der Mo-
natsendwerte errechnet wird.

Die tatsachliche Hohe der Verwaltungsgebihr der jeweiligen Anteilsgattung ist unter I. Allgemeines ersichtlich.

Der Fonds kann einen wesentlichen Teil seines Vermogens in andere Investmentfonds (Zielfonds) investieren, de-
ren Verwaltungsvergutung bis zu 3,00% p. a. betragen kann. Zusatzlich kann fiir einige Zielfonds eine Perfor-
mance-Gebuhr verrechnet werden.

2. Sonstige Kosten

Neben den der Verwaltungsgesellschaft zustehenden Vergiitungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Las-
ten des Fonds:

a) Transaktionskosten

Darunter sind jene Kosten zu verstehen, die laufend im Zusammenhang mit dem Erwerb und der VerauBerung
von Vermogensgegenstdanden des Fonds entstehen, sofern sie nicht bereits im Rahmen der Abrechnung der Ver-
mdgensgegenstande Uber den Kurs berlicksichtigt wurden. In den Transaktionskosten sind auch die Kosten einer
zentralen Gegenpartei fir OTC-Geschafte (gemaf VO (EU) 648/2012 (EMIR)) mitumfasst.

b) Kosten fir den Abschlusspriifer und Steuerberatung

Die Hohe der Verglitung an den Abschlussprifer fiir die Priifung des Rechenschaftsberichtes richtet sich einerseits
nach dem Fondsvolumen und andererseits nach den Veranlagungsgrundsatzen.

Die Kosten der Steuerberatung umfassen die Ermittlung der Steuerdaten je Anteil fiir nicht in Osterreich unbe-
schrankt steuerpflichtige Anteilinhaber.

Die Vergltung an den Abschlusspriifer bzw. die Kosten der Steuerberatung werden jeweils nach Anfall verrechnet.

c) Publizitatskosten

Darunter fallen jene Kosten, die im Zusammenhang mit der Erstellung und Veroffentlichung von gesetzlich vorge-
sehenen Informationen gegeniber Anteilinhabern im In- und Ausland entstehen. Weiters konnen samtliche durch
die Aufsichtsbehérden verrechnete Kosten dem Fonds angelastet werden, wenn Anderungen (insb. der Fondsbe-
stimmungen, Prospekte) notwendig sind, weil sich gesetzliche Bestimmungen gedndert haben. Auch die Kosten
fur die Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datentragers sind umfasst. Ausgenommen davon sind jene
Falle, in denen das InvFG eine anderslautende Regelung trifft.

Diese Kosten werden nach Anfall verrechnet.

d) Kosten fiir die Depotbank/Verwahrstelle
Dem Fonds werden von der Depotbank bankiibliche Depotgebiihren, Kosten fiir Kuponinkasso, ggf. einschlielich
der bankiiblichen Kosten fiir die Verwaltung auslandischer Wertpapiere bzw Finanzinstrumente im Ausland ange-

lastet, wobei die Berechnung monatlich bzw. quartalsweise erfolgt (Wertpapierdepotgebiihren).

Zudem wird dem Fonds fiir die sonstigen von der Depotbank/Verwahrstelle erbrachten Leistungen einschlief3lich
der an sie delegierten Tatigkeiten eine monatliche Abgeltung (Depotbankgebiihr) angelastet.

e) Kosten fir Dienste externer Beraterfirmen oder Anlageberater
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Werden flir den Fonds externe Berater oder Anlageberater in Anspruch genommen, werden die aufgelaufenen
Kosten unter dieser Position zusammengefasst und dem Fonds nach Anfall angelastet.

Wird das Management fiir den Fonds an einen externen Fondsmanager Uibertragen, fallen keine zusatzlichen Kos-
ten fir den Anleger an.

f)  Aufsichtskosten

Werden von der Aufsichtsbehdrde Gebihren fir ihre Tatigkeit in Bezug auf den Fonds in Rechnung gestellt, so
werden diese dem Fondsvermdgen angelastet. Dies betrifft sowohl inlandische als auch auslandische Aufsichtsge-
bihren. Ausgenommen davon sind Gebtihren, die die Emission des Fonds bzw. die Zulassung desselben im Aus-
land betreffen.

g) Kosten Ausland

Kosten der im Ausland notwendigen, gesetzlich vorgeschriebenen Stellen, wie z. B. Zahlstelle, Reprasentant, Ver-
treter etc. kdnnen dem Fonds nach Ermessen der Verwaltungsgesellschaft angelastet werden.

h) weitere Aufwendungen

Aufwendungen fiir den Fonds, die zum Nutzen der Anteilsinhaber anfallen und nicht unter lit. a) bis g) erfasst sind,
kénnen dem Fonds nach Ermessen der Verwaltungsgesellschaft angelastet werden.

Unter die weiteren Aufwendungen fallen darliber hinaus auch Kosten externer Dienstleister, die Daten berechnen,
die im Zusammenhang mit MiFID Il benétigt werden. Diese werden dem Fonds anteilig bzw. nach Anfall angelastet.

Im aktuellen Rechenschaftsbericht werden unter ,Fondsergebnis”, Unterpunkt ,Aufwendungen” die unter lit. b)
bis h) genannten Positionen ausgewiesen.

3. Vorteile
Die Verwaltungsgesellschaft weist darauf hin, dass sie infolge ihrer Verwaltungstatigkeit sonstige geldwerte Vor-
teile (z.B. fiir Broker, Research, Finanzanalysen, Markt- und Kursinformationssysteme) ausschlieBlich dann verein-

nahmt, wenn sie zur Qualitatsverbesserung im Interesse der Anteilinhaber eingesetzt werden.

Von Dritten geleistete Verwaltungskostenriickvergiitung im Sinne von Provisionen werden nach Abzug angemes-
sener Aufwandsentschadigungen an den Fonds weitergeleitet und im Rechenschaftsbericht ausgewiesen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, aus der vereinnahmten Verwaltungsgebihr Riickvergiitungen zu ge-
wahren. Dadurch entstehen dem Fonds keine zusatzlichen Kosten.

XVI. Angaben iiber die MaBBnahmen, die getroffen worden sind, um die Zahlungen an die Anteilinhaber,
den Riickkauf oder die Riicknahme der Anteile sowie die Verbreitung der Informationen iiber den
Fonds vorzunehmen. Diese Angaben sind auf jeden Fall hinsichtlich des Mitgliedstaats zu machen,
in dem der Fonds bewilligt ist. Falls ferner die Anteile in einem anderen Mitgliedstaat vertrieben
werden, sind die oben bezeichneten Angaben hinsichtlich dieses Mitgliedstaats zu machen undin
den dort verbreiteten Prospekt aufzunehmen

Fir die in Sammelurkunden dargestellten Anteilscheine erfolgt die Gutschrift der Ausschiittungen bzw. der Aus-
zahlungen durch das jeweils fiir den Anteilinhaber depotfiihrende Kreditinstitut.

Auf alle die Anteilscheine betreffenden Veroffentlichungen findet § 136 InvFG Anwendung. Die Veroffentlichun-
gen kdnnen entweder
durch vollstandigen Abdruck im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder
indem Exemplare dieser Veroffentlichung in der Verwaltungsgesellschaft und den Zahlstellen in ausreichen-
der Zahl und kostenlos zur Verfiigung gestellt werden, und das Erscheinungsdatum und die Abholstellen im
Amtsblatt zur Wiener Zeitung kundgemacht wurden, oder
in elektronischer Form auf der Internet-Seite der emittierenden Verwaltungsgesellschaft
erfolgen.

Sofern die Anteilinhaber liber bestimmte Tatsachen oder Vorgange gem. & 133 InvFG zu informieren sind, wird die
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Verwaltungsgesellschaft die Informationen tiber die Depotbank den depotfiihrenden Stellen zur Verfligung stel-
len, die diese an die Anteilinhaber weiterleiten.

Sofern fiir den gegenstandlichen Fonds eine Zulassung zum 6ffentlichen Vertrieb in anderen Staaten besteht, sind
die landerspezifischen Informationen im Anhang 4 am Ende des Prospekts enthalten.

XVIl. Weitere Anlageinformationen

1. Bisherige Ergebnisse des Fonds

ISIN (IA): AT0000823596 ISIN (RA): ATOOO0AOZYA7Z,
ISIN (RT): ATOOO0AOZYB5
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Hinweis: Performance-Ergebnisse der Vergangenheit lassen keine Riickschliisse auf die zukiinftige Ent-
wicklung eines Fonds zu. Die Performance-Berechnung basiert auf Daten der Depotbank und entspricht der
OeKB-Methode. Allfillige Ausgabe- und Riicknahmespesen wurden dabei nicht beriicksichtigt.

Die aktuelle Darstellung der vergangenen Wertentwicklung der Tranchen ist auf der Homepage der Verwaltungs-
gesellschaft (www.igam.com) beim jeweiligen Fonds im Dokument ,Vergangene Wertentwicklung” abrufbar.

2. Profil des typischen Anlegers, fiir den der Fonds konzipiert ist

Lertragsorientierter Anleger”

Der Investmentfonds richtet sich an ertragsorientierte Anleger, die gleichermallen Zinsertrage und Kursgewinne
anstreben. Im Hinblick auf hohere Ertragschancen miissen die Anleger bereit und in der Lage sein, auch gro3ere
Wertschwankungen und gegebenenfalls entsprechende, auch héhere, Verluste hinnehmen zu kénnen. Um die mit
der Veranlagung verbundenen Risiken und Chancen entsprechend beurteilen zu kdnnen, sollten die Anleger tber
entsprechende Erfahrungen und Kenntnisse betreffend Veranlagungsprodukte und Kapitalmarkte verfligen oder
diesbezliglich beraten worden sein. Der Anlagehorizont sollte zumindest 5 Jahre betragen.

3. Grundsitze zur bestmoglichen Ausfiihrung von Handelsentscheidungen

Eine wesentliche Zielsetzung des InvFG 2011 ist die bestmogliche Ausfiihrung (im Folgenden ,Best Execution®)
von Handelsentscheidungen (Transaktionen) im Rahmen der Verwaltung des Fonds. Die anzuwendenden Vorga-
ben sind Bestandteil der Best Execution Policy. In dieser ist festgehalten, nach welchen Ausflihrungsgrundsatzen
die Verwaltungsgesellschaft (bzw. der delegierte Fondsmanager) Handelsentscheidungen durchfiihrt, um die
bestmogliche Ausfiihrung im Sinne der Anteilsinhaber gewahrleisten zu kénnen.

Die Best Execution Policy betrifft den Handel mit allen grundsatzlich im Rahmen eines Fonds erwerbbaren Veranla-
gungsinstrumenten: Aktien, Anleihen, sonstige Wertpapiere, Investmentfonds (gegebenenfalls Immobilienfonds),
Geldmarktinstrumente, abgeleitete Finanzinstrumente (Derivate), Alternative Investmentsi.S.d. § 166 Abs 1Z 3
InvFG 2011, sofern es sich um erwerbbare Vermdgensgegenstande fiir den betroffenen Fonds handelt.

Ein bestmdgliches Ergebnis wird fiir den Anteilsinhaber nicht allein durch den jeweiligen Preis eines Veranla-
gungsinstruments bestimmt, sondern durch die Kombination mehrerer Faktoren. Welche Faktoren besonders rele-
vant sind, hangt vor allem von der Art der Transaktion ab, wobei folgende Faktoren von Relevanz sind: Preis des zu
erwerbenden Vermodgensgegenstandes, Kosten der Auftragsausfiihrung, Geschwindigkeit der Ausfiihrung, Wahr-
scheinlichkeit der Ausfiihrung bzw. Abwicklung, Umfang und Art des Auftrages sowie sonstige, fiir die Auftrags-
ausfiihrung relevante Aspekte.

Die relative Bedeutung dieser Faktoren wird anhand folgender Kriterien bestimmt: Ziele, Anlagepolitik und spezifi-
sche Risiken des Fonds, wie im Prospekt oder ggf. in den Fondsbestimmungen des Fonds dargelegt, Merkmale des
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Auftrags, Merkmale der Veranlagungsinstrumente, die Gegenstand des betreffenden Auftrags sind, sowie Merk-
male der Ausfiihrungsplatze, an die der Auftrag weitergeleitet werden kann.

Erfolgt die Umsetzung von Handelsentscheidungen durch den delegierten Fondsmanager oder durch einen von
diesem delegierten Dritten (z.B. Subadvisor), so ist der delegierte Fondsmanager gegeniiber der Verwaltungsge-
sellschaft vertraglich verpflichtet, die bestmogliche Ausfiihrung von Handelsentscheidungen i.S.d. InvFG 2011 zu
gewadhrleisten. Zu diesem Zweck ibermittelt der Fondsmanager auf Anfrage der Verwaltungsgesellschaft dieser
seine jeweilige Best Execution Policy. Die Verwaltungsgesellschaft priift regelmaBig, ob die Best Execution Policy
des Fondsmanagers den gesetzlichen Anforderungen entspricht und, ob tatsachlich durchgefiihrte Transaktionen
im Sinne der Best Execution Policy des Fondsmanagers ausgefiihrt wurden.

Dariiber hinaus konnen Transaktionen auch Uber die Depotbank des Fonds abgewickelt werden. Die Depotbank
ihrerseits flhrt die Transaktionen gemaf ihrer Durchfiihrungspolitik aus, welche die fiir die Anteilsinhaber best-
moglichen Ergebnisse sicherstellt, es sein denn, sie erhalt von der Verwaltungsgesellschaft, dem Fondsmanager
oder ggf. einem berechtigten Dritten eine aufgrund der anwendbaren Best Execution Policy getroffene, anderslau-
tende Weisung.

4. Stimmrechtsausiibung

Die Stimmrechtspolitik der Verwaltungsgesellschaft beschreibt jene Grundsatze, die bei Abstimmungen in der Re-
gel Anwendung finden und ist unbefristet giiltig.

Die Entscheidungsfindung fiir das jeweilige Abstimmungsverhalten auf Basis der hier genannten Grundsatze er-
folgt in Abstimmung mit dem delegierten Fondsmanager sowie gegebenenfalls unter Beriicksichtigung der Emp-
fehlungen des Advisors.

Im Rahmen der technischen Abwicklung von Abstimmungen ist in der Regel auch die Depotbank des Fonds mit
eingebunden. Die bevorzugte Methodik hinsichtlich der Teilnahme an Abstimmungen ist die Briefwahl bzw. die
Abgabe der Stimme mittels elektronischer Medien. Gegebenenfalls ist auch eine personliche Teilnahme an Ver-
sammlungen (insbesondere Hauptversammlungen) seitens der Verwaltungsgesellschaft oder dazu bevollméachtig-
ter Dritter moglich.

Die Stimmrechtspolitik der Verwaltungsgesellschaft dient ausschlie3lich der Wahrung der Interessen der Anteilsin-
haber und erfolgt im Einklang mit den Anlagenzielen und der Anlagepolitik des Fonds. Insofern zielt die Ausiibung
von Stimmrechten auf die Implementierung von aktionarsfreundlichen Verfahren im Rahmen der Corporate
Governance (d.h. dem Ordnungsrahmen fir die Leitung und Uberwachung von Unternehmen), auf eine addquate
Vergutungspolitik, auf die Wahrung der formalen Rechte der Aktionare, auf die Gleichberechtigung aller Aktio-
nare, auf die Sicherstellung einer transparenten Informationspolitik sowie auf die Einhaltung einer nachvollziehba-
ren Rechnungslegung ab.

Die Auslibung von Stimmrechten dient insofern auch einer aktiven Steuerung jener Auswirkungen, die typischer-
weise mit strategischen Anderungen auf der Ebene eines Emittenten verbunden sind. Beispielsweise sind dies eine
Anderung der Mehrheitsverhiltnisse, eine Fusion oder Ubernahme, eine Restrukturierung, die mit einem personel-
len Wechsel im Topmanagement verbundenen Folgen u.Am.

Einschrankend ist in diesem Zusammenhang festzuhalten, dass die Ausiibung von Stimmrechten seitens der Ver-
waltungsgesellschaft lediglich als subsididres Instrument zur Durchsetzung der Interessen der Anteilsinhaber be-
trachtet wird und der Entscheidung hinsichtlich der Investition oder De-Investition in Veranlagungsinstrumente
nachgelagert ist.

Die Realisierung der genannten Grundsatze setzt zum Einen ein entsprechendes Ausmal an Stimmrechten voraus
und ist zum Anderen unter Effizienzgesichtspunkten sowie gegebenenfalls im Vergleich mit anderweitigen Mal3-
nahmen (z.B. dem Verkauf des Veranlagungsinstruments) nur dann sinnvoll, wenn das Veranlagungsinstrument in
erheblichem Umfang gehalten. Vor diesem Hintergrund priift die Verwaltungsgesellschaft zunachst auf Basis des
gesamten in allen von ihr verwalteten Fonds gehaltenen Vermdgens das Ausmal an Stimmrechten sowie den An-
teil des jeweiligen Veranlagungsinstruments am Fondsvermogen. Die Verwaltungsgesellschaft wird wie oben skiz-
ziertin der Regel nur dann tatig, wenn das betroffene Veranlagungsinstrument mehr als 3% der Stimmrechte re-
prasentiert und 5% des jeweiligen Fondsvermogens libersteigt.

5. Anlegerbeschwerden

Fir allféllige Anliegen (Anlegerbeschwerden im Sinne des & 11 InvFG) steht lhnen die IQAM Invest GmbH unter
den nachstehend genannten Kontaktdaten zur Verfiigung:
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Franz-Josef-Stra3e 22, A-5020 Salzburg
Tel: +43 505 8686 0

Fax: +43 505 8686 869

E-Mail: office@igam.com

Ihre Anliegen werden innerhalb von zehn Bankarbeitstagen bearbeitet. Sollte eine Klarung innerhalb dieser Frist
nicht mdglich sein, erhalt der Absender eine Zwischenmeldung tiber den Bearbeitungsstand. Weiterflihrende In-
formationen Uber die unsererseits angewandten Verfahren im Zusammenhang mit Anlegerbeschwerden stellen
wir Ihnen auf Anfrage kostenlos zur Verfligung.

Die IQAM Invest GmbH ist auch Mitglied der Gemeinsamen Schlichtungsstelle der Osterreichischen Kreditwirt-
schaft, an welche Sie sich bei Beschwerden im Zusammenhang von uns verwalteten OGAW (richtlinienkonforme
Fonds) wenden kénnen.

XVIil.Wirtschaftliche Informationen
Etwaige Kosten oder Gebiihren mit Ausnahme der in Punkt Vil und VIl genannten Kosten, aufge-
schliisselt nach denjenigen, die vom Anteilinhaber zu entrichten sind und denjenigen, die aus dem
Fondsvermdgen zu zahlen sind.

Die Gebiihren fiir die Verwahrung der Anteilscheine richten sich nach der Vereinbarung des Anteilinhabers mit
seiner depotfiihrenden Stelle.

Werden die Anteilscheine bei Dritten zuriickgegeben, so kdnnen Kosten bei der Riicknahme von Anteilscheinen
anfallen.

Es fallen keine tber die in den Punkten VII, VIl und XV genannten hinausgehenden Kosten an.
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ANGABEN ZU DELEGIERTEN AUFGABEN

I. Externer Fondsmanager

Bei der Verwaltung des Fonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus wird die

Bankhaus Carl Spéangler & Co. AG
Schwarzstral3e 1, A-5020 Salzburg

als externer Fondsmanager herangezogen.

Den Anteilsinhabern entstehen dadurch keine zusatzlichen Kosten.

Il. Sonstige delegierte Aufgaben

Zum Zwecke der effizienteren Geschaftsflihrung hat die Verwaltungsgesellschaft folgende Tatigkeiten, welche
nicht mit der Anlageentscheidung fiir den Fonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus, jedoch zur Aufrechterhaltung des
konzessionierten Geschaftsumfangs der Verwaltungsgesellschaft notwendig sind, delegiert:

EDV- und Telefoninfrastruktur e Logistik e interne Revision e Personalverwaltung und Lohnverrechnung e Unter-

stlitzung bei Compliance- und Geldwdsche-Agenden e rechtsfreundliche Vertretung im Rahmen von Wertpapier-
rechtsklagen und der Durchsetzung von Anspriichen aus Wertpapierrechtsverletzungen in den USA, Europa und
Middle East @ Durchfiihrung von EMIR-Transaktionsmeldungen

Den Anteilsinhabern entstehen dadurch keine zusatzlichen Kosten.

32
SpanglerPrivat: Ertrag Plus Ausgabe 02/2023



ANGABEN ZUR DEPOTBANK/VERWAHRSTELLE

Depotbank/Verwahrstelle ist die
Raiffeisen Bank International AG
Am Stadtpark 9, A-1030 Wien.

Die Raiffeisen Bank International AG, Wien, hat gemal3 Bescheid der Finanzmarktaufsicht vom 29. Juni 2004 unter
GZ 25 5525/6-FMA-1/3/04 fur den Fonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus die Funktion der Depotbank/Verwahrstelle
ibernommen.

Der Depotbank/Verwahrstelle obliegt gemaR Investmentfondsgesetz die Verwahrung der Vermdgenswerte des
Fonds sowie die Fiihrung der Konten und Depots des Fonds (§ 40 Abs. 1 InvFG 2011). Weiters obliegt ihr die Ver-
wahrung der Anteilscheine fiir die von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten Fonds (§ 39 Abs. 2 InvFG 2011).
Sie hat dabei insbesondere zu gewahrleisten, dass ihr bei Geschéften, die sich auf das Vermdgen des Investment-
fonds beziehen, der Gegenwert unverziiglich tibertragen wird und die Ertrdge des Investmentfonds gemal den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und den Fondsbestimmungen verwendet werden.

Weiters werden folgende Aufgaben von der Verwahrstelle/Depotbank im Rahmen einer Delegation gemaf3 InvFG
2011 Gbernommen:

Preisfestsetzung (einschlief3lich Steuererklarungen)

Fondsbuchhaltung

Uberwachung der Einhaltung der Rechtsvorschriften

Gewinnausschittung auf Basis der Beschlussfassung der Verwaltungsgesellschaft

Die der Verwaltungsgesellschaft nach den Fondsbestimmungen fiir die Verwaltung zustehende Vergiitung und
der Ersatz fiir die mit der Verwaltung zusammenhangenden Aufwendungen sind von der Depotbank/Verwahr-
stelle zu Lasten der fiir den Fonds gefiihrten Konten zu bezahlen. Die Depotbank/Verwahrstelle darf die ihr fiir die
Verwahrung der Wertpapiere des Fonds und fiir die Kontenfiihrung zustehende Vergiitung dem Fonds anlasten.
Bei diesen MaBnahmen kann die Depotbank/Verwahrstelle nur auf Grund eines Auftrages der Verwaltungsgesell-
schaft handeln.

Die Depotbank/Verwahrstelle ist ein Kreditinstitut nach dsterreichischem Recht. Ihre Haupttatigkeit ist das Giro-,
Einlagen- und Kreditgeschaft sowie das Wertpapiergeschaft.

Die Bestellung und der Wechsel der Depotbank/Verwahrstelle bedtirfen der Bewilligung der Finanzmarktaufsicht.
Sie darf nur erteilt werden, wenn anzunehmen ist, dass das Kreditinstitut die Erfiillung der Aufgaben einer Depot-
bank/Verwahrstelle gewahrleistet. Die Bestellung und der Wechsel der Depotbank/Verwahrstelle sind zu verof-
fentlichen; in der Verdéffentlichung ist der Bewilligungsbescheid anzufiihren.

Die Verwahrstelle setzt zur Verwahrung von Vermodgenswerten des Fonds Unterverwahrstellen ein. Eine Liste die-
ser Unterverwahrstellen finden Sie auf der Homepage der Verwaltungsgesellschaft unter www.igam.com/down-
loads, Thema: Allgemeine Dokumente. Seitens der Verwahrstelle wurden im Zusammenhang mit dem Einsatz von
Subverwahrstellen bzw. Subbeauftragten potentielle Interessenskonflikte identifiziert. Nahere Informationen dazu
finden Sie unter www.igam.com/downloads, Thema: Allgemeine Dokumente, Dokument: Angaben der IQAM In-
vest GmbH.

Auf Anfrage werden den Anlegern des Fonds aktuelle Informationen zu den oben angefiihrten Angaben zur De-
potbank/Verwahrstelle zur Verfligung gestellt.

IQAM Invest GmbH

Holger Wern Dr. Thomas Steinberger
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ANHANG 1

GESCHAFTSFUHRUNG:
Dr. Thomas Steinberger
Holger Wern

AUFSICHTSRAT:

Dr. Ulrich Neugebauer, Vorsitzender
(Sprecher der Geschaftsfiihrung,
Deka Investment GmbH)

Thomas Ketter, stv. Vorsitzender
(Mitglied der Geschaftsfiihrung,

GRUNDKAPITAL:
EUR 2,5 Mio. (zur Gdnze einbezahlt)

Mag. Dr. Peter Pavlicek
(vom Betriebsrat entsandt)
Sylvia Peroutka

(vom Betriebsrat entsandt)

Deka Investment GmbH)

Thomas Leicher
(DekaBank, Deutsche Girozentrale)

AUFSTELLUNG SAMTLICHER VON DER GESELLSCHAFT VERWALTETER INVESTMENTFONDS
(OGAW UND AIF)

ACG Pension Trust @ AC20 e Austrian MedTrust e AVO 30 privat e Belvedere Stock-kicker Fonds e Best10052016 o
Beveran e Carnuntum95 e Deka-SektorInvest e Dragon | ¢ DVGW Liquiditdt e EBPM e Ecology Stock Europe e Euro
BondPortfolio e Excellent ESG European Equity Fund e Excellent ESG Global Bond Fund e FOCUS 1200 ¢ FOCUS 1300
e FOCUS 1500 e FOCUS Equitable Values « FPM-Fonds e GF 57 e GF 191 e Grenbell World e IQAM Balanced Aktiv o
IQAM Balanced Offensiv « IQAM Balanced Protect 95 e IQAM Balanced Select Global ¢ IQAM Bond Corporate ¢ IQAM
Bond EUR FlexD e IQAM Bond High Yield e IQAM Bond LC Emerging Markets ¢ IQAM Equity Emerging Markets o
IQAM Equity Europe o IQAM Equity Pacific « IQAM Equity US e IQAM OptionspramienStrategie Protect « IQAM Short-
Term EUR o IQAM SRI SparTrust M e IQAM Strategic Commodity Fund e KSW-ausgewogen e KSW-Classic ® KSW-
dynamisch e Lakeside 21 e PrivatPortfolio | e PrivatPortfolio Il e PrivatPortfolio Ill  PrivatPortfolio IV « RAK Aktien e
RAK Anleihen e RAK ShortTerm e Spangler Family Business Trust e SpanglerPrivat: Alternativ e SpanglerPrivat: CARL
Aktien FoF e SpanglerPrivat: CARL Anleihen FoF e SpanglerPrivat: CARL Flexibel FoF e SpanglerPrivat: CARL Aktien
goodTrends FoF e SpanglerPrivat: CARL Flexibel goodTrends FoF e SpanglerPrivat: Ertrag Plus e SpanglerPrivat: Flex-
ibel  SpdnglerPrivat: Global Brands & Dividends e SpanglerPrivat: Substanz e SpanglerPrivat: Top Aktien e Spang-
lerPrivat: Top Dividende e SparTrust 1828 e SparTrust 1876 e SparTrust 2012 e SparTrust 35 e SparTrust 42 e SparTrust
44 e SparTrust 45 e SparTrust 46 e SparTrust Asset Allocation e SparTrust IV e SparTrust Variabel e SparTrust VI
SparTrust XVIl e SparTrust XXIl e SparTrust XXIIl e SparTrust XXV e SparTrust XXIX e VBV Dach-Hedgefonds e VE-RAKW
e Vorsorgelnvest e WFF1 ¢« WK 16
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ZAHLSTELLEN
Zahlstelle fir die Anteilscheine und Ertragnisscheine ist die Depotbank.
Soweit die Anteilscheine in Sammelurkunden dargestellt werden, erfolgt die Gutschrift der Ausschiittung durch

die flir den Anteilsinhaber depotfiihrende Bank.

GENEHMIGUNG DER FONDSBESTIMMUNGEN / FONDSBESTIMMUNGSANDERUNGEN FUR DEN
FONDS SPANGLERPRIVAT: ERTRAG PLUS:

Gz DATUM DES BESCHEIDS VEVC?EEFEERNZTEL:TCngG INKRAFTTRETEN
FMA-F25 5525/0001- 04.032013 gfi;?; r/l%tsvieir\]/?:ﬂ(gse In- 02.05.2013
INV/2013 o

FMA"IF,\ZI\SI /52%%09/ 0040- 17.04.2009 29.04.2009 29.07.2009
FMA"IF,\ZI\SI /52%%06/ 0013- 14.04.2006 29.04.2006 30.07.2006
25 5525/3-FMA-1/3/05 25.07.2005 29.07.2005 01.11.2005
25 5500/36-FMA-1/3/05 09.06.2005 21.06.2005 23.09.2005
25 5525/6-FMA-1/3/04 29.06.2004 01.07.2004 01.10.2004
25 5525/2-FMA-1/3/03 28.05.2003 30.05.2003 01.09.2003
25 5525/3-V/13/01 17.04.2001 23.04.2001 01.08.2001
25 5500/16-V/13/98 28.09.1998 30.09.1998 30.12.1998
25 5525/1-V/13/97 15.09.1997 30.09.1997 01.10.1997

ANGABEN NACH § 131 ABS. 6 INVFG 2011

Die letzten Anderungen am Prospekt sind nicht geeignet, die Beurteilung der Anteile am OGAW zu beeinflussen.
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ANHANG 2

Die Fondsbestimmungen fiir den Investmentfonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus , Miteigentumsfonds gemaf In-
vestmentfondsgesetzes (InvFG) 2011idgF iVm § 25 Abs 1 Z 5 bis 8, Abs 2 bis 4 und Abs 6 bis 8 des Pensions-
kassengesetzes (PKG)3, wurden von der Finanzmarktaufsicht (FMA) genehmigt.

Der Investmentfonds ist ein richtlinienkonformes Sondervermégen und wird von der Spangler IQAM Invest
GmbH (nachstehend ,Verwaltungsgesellschaft” genannt) mit Sitz in Salzburg verwaltet.

Die Miteigentumsanteile werden durch Anteilscheine (Zertifikate) mit Wertpapiercharakter verkorpert, die auf In-
haber lauten.

Die Anteilscheine werden in Sammelurkunden je Anteilsgattung dargestellt. Effektive Stlicke konnen daher nicht
ausgefolgt werden.

Die fiir den Investmentfonds bestellte Depotbank (Verwahrstelle) ist die Raiffeisen Bank International AG, Wien.

Zahlstellen furr Anteilscheine sind die Bankhaus Carl Spangler & Co. Aktiengesellschaft, Salzburg, sowie deren Filia-
len und die Depotbank (Verwahrstelle).

Fiir den Investmentfonds diirfen nachstehende Vermdgenswerte gemaf InvFG iVm § 25 Abs 1 Z 5 bis 8, Abs
2 bis 4 und Abs 6 bis 8 PKG ausgewdhlt werden.

Aktien, aktiendhnliche begebbare Wertpapiere, corporate bonds und sonstige Beteiligungswertpapiere im Sinne
des § 25 Abs 2 Z 4 PKG diirfen gemeinsam mit sonstigen Vermogenswerten im Sinne des § 25 Abs 2 Z 6 PKG bis zu
50 vH des Fondsvermdgens erworben werden, wobei eine Erhohung dieser Anlagegrenze auf 70 vH durch den
Einsatz von investment grade corporate bonds statthaft ist.

Forderungswertpapiere gemaf3 PKG diirfen im gesetzlich zulassigen Umfang erworben werden.

Veranlagungen in Investmentfonds sind entsprechend ihrer tatsachlichen Gestionierung auf die Veranlagungska-
tegorien des § 25 Abs 2 PKG aufzuteilen.

Veranlagungen in Vermogenswerten, die auf eine andere Wahrung als die der Verbindlichkeiten lauten, sind mit
insgesamt 30 vH des Fondsvermdgens begrenzt. Wird das Wahrungsrisiko durch Kurssicherungsgeschafte besei-
tigt, so kdnnen diese Veranlagungen den auf Euro lautenden Veranlagungen zugeordnet werden.

Vermogenswerte desselben Ausstellers, mit Ausnahme von Geldeinlagen bei Kreditinstituten (§ 25 Abs 2a PKG)
sowie Veranlagungen in Schuldverschreibungen, die vom Bund, einem Bundesland, einem anderen EWR-Mitglied-
staat oder einem Gliedstaat eines anderen EWR-Mitgliedstaates begeben oder garantiert werden, diirfen bis zu 5
vH des Fondsvermdgens erworben werden.

Flr Vermogenswerte eines Investmentfonds, der die Bestimmungen der Richtlinie 2009/65/EG erfiillt (OGAW),
kann eine Durchrechnung der 5 vH Emittentengrenze unterbleiben, wenn die Anteilscheine dieses Investment-
fonds im Ausmal3 von hochstens 5 vH des Fondsvermdgens gehalten werden.

Vermdgenswerte von Ausstellern, die einer einzigen Unternehmensgruppe im Sinne des InvFG angehdren, diirfen
bis zu 10 vH des Fondsvermdgens erworben werden.

Die nachfolgenden Veranlagungsinstrumente werden unter Einhaltung der obig ausgefiihrten Beschreibung fir
das Fondsvermdégen erworben.

3 idF BGBI I Nr. 68/2015
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= Wertpapiere

Wertpapiere (einschlie3lich Wertpapiere mit eingebetteten derivativen Instrumenten) diirfen im gesetzlich zulas-
sigen Umfang erworben werden.

= Geldmarktinstrumente

Geldmarktinstrumente diirfen im gesetzlich zuldassigen Umfang erworben werden.

= Wertpapiere und Geldmarktinstrumente

Schuldverschreibungen, die von der Republik Osterreich oder der Bundesrepublik Deutschland begeben oder ga-
rantiert werden, diirfen zu mehr als 35 vH des Fondsvermodgens erworben werden, sofern die Veranlagung in zu-
mindest sechs verschiedenen Emissionen erfolgt, wobei die Veranlagung in ein und derselben Emission 30 vH des
Fondsvermdgens nicht liberschreiten darf.

Der Erwerb nicht voll eingezahlter Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente und von Bezugsrechten auf solche
Instrumente oder von nicht voll eingezahlten anderen Finanzinstrumenten ist bis zu 10 vH des Fondsvermdgens

zuldssig.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente diirfen erworben werden, wenn sie den Kriterien betreffend die Notiz
oder den Handel an einem geregelten Markt oder einer Wertpapierborse gemaf InvFG entsprechen.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die die im vorstehenden Absatz genannten Kriterien nicht erfiillen, diir-
fen insgesamt bis zu 10 vH des Fondsvermdgens erworben werden.

= Anteile an Investmentfonds

Anteile an Investmentfonds (OGAW, OGA) dirfen jeweils bis zu 20 vH des Fondsvermdgens und insgesamt im
gesetzlich zuldassigen Umfang erworben werden, sofern diese (OGAW bzw. OGA) ihrerseits jeweils zu nicht mehr
als 10 vH des Fondsvermdgens in Anteile anderer Investmentfonds investieren.

Anteile an OGA diirfen insgesamt bis zu 30 vH erworben werden.

= Derivative Instrumente

Fir den Investmentfonds diirfen derivative Produkte zur Absicherung erworben werden. Zusatzlich kdnnen deri-
vative Produkte im Sinne des § 25 Abs 1 Z 6 PKG, die nicht der Absicherung dienen, erworben werden, wenn sie
zur Verringerung von Veranlagungsrisiken oder zur Erleichterung einer effizienten Verwaltung des Fondsvermo-
gens beitragen.

= Risiko-Messmethode(n) des Investmentfonds:

Der Investmentfonds wendet folgende Risikomessmethode an: Commitment Ansatz

Der Commitment Wert wird gemaf dem 3. Hauptstlick der 4. Derivate-Risikoberechnungs- und MeldeV idgF er-
mittelt.

Details und Erlduterungen finden sich im Prospekt.
= Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen

Sichteinlagen und kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hochstens 12 Monaten dirfen bis zu 100 vH des
Fondsvermdgens gehalten werden.

Es ist kein Mindestbankguthaben zu halten.
= Voriibergehend aufgenommene Kredite

Die Verwaltungsgesellschaft darf fir Rechnung des Investmentfonds vorlibergehend Kredite bis zur Hohe von
10 vH des Fondsvermdgens aufnehmen.

37



= Pensionsgeschifte

Pensionsgeschifte dirfen im gesetzlich zuldssigen Umfang eingesetzt werden.

=  Wertpapierleihe

Wertpapierleihegeschafte diirfen bis zu 30 vH des Fondsvermdgens eingesetzt werden.

Der Erwerb von Veranlagungsinstrumenten ist nur einheitlich fiir den ganzen Investmentfonds und nicht fiir eine
einzelne Anteilsgattung oder eine Gruppe von Anteilsgattungen zuldssig.

Dies gilt jedoch nicht fiir Wahrungssicherungsgeschéfte. Diese kdnnen auch ausschlie8lich zugunsten einer einzi-
gen Anteilsgattung abgeschlossen werden. Ausgaben und Einnahmen aufgrund eines Wahrungssicherungsge-

schafts werden ausschlie3lich der betreffenden Anteilsgattung zugeordnet.

Nahere Angaben finden sich im Prospekt.

Die Berechnung des Anteilswertes erfolgt in EUR.

Der Zeitpunkt der Berechnung des Anteilswerts fallt mit dem Berechnungszeitpunkt des Ausgabe- und Riicknah-
mepreises zusammen.

= Ausgabe und Ausgabeaufschlag

Die Berechnung des Ausgabepreises bzw. die Ausgabe erfolgt grundsatzlich an jedem 6sterreichischen Borsentag
mit Ausnahme von Bankfeiertagen.

Der Ausgabepreis ergibt sich aus dem Anteilswert zuziiglich eines Aufschlages pro Anteil in Hohe von bis zu
3,00 vH zur Deckung der Ausgabekosten der Verwaltungsgesellschaft, aufgerundet auf den ndchsten EUR-Cent.

Die Ausgabe der Anteile ist grundsatzlich nicht beschrankt, die Verwaltungsgesellschaft behilt sich jedoch vor, die
Ausgabe von Anteilscheinen voriibergehend oder vollstdandig einzustellen.

Es liegt im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft, eine Staffelung des Ausgabeaufschlags vorzunehmen. Nahere
Angaben finden sich im Prospekt.

= Riicknahme und Riicknahmeabschlag

Die Berechnung des Riicknahmepreises bzw. die Riicknahme erfolgt grundsatzlich an jedem 6sterreichischen Bor-
sentag mit Ausnahme von Bankfeiertagen.

Der Riicknahmepreis ergibt sich aus dem Anteilswert, abgerundet auf den nachsten EUR-Cent.
Es fallt kein Riicknahmeabschlag an.

Auf Verlangen eines Anteilinhabers ist diesem sein Anteil an dem Investmentfonds zum jeweiligen Riicknahme-
preis gegen Riickgabe des Anteilscheines auszuzahlen.

Das Rechnungsjahr des Investmentfonds ist die Zeit vom 01.08. bis zum 31.07.

Fir den Investmentfonds kdnnen Ausschiittungsanteilscheine und/oder Thesaurierungsanteilscheine mit KESt-
Abzug und/oder Thesaurierungsanteilscheine ohne KESt-Abzug ausgegeben werden.

Fur diesen Investmentfonds kdnnen verschiedene Gattungen von Anteilscheinen ausgegeben werden. Die Bil-

dung der Anteilsgattungen sowie die Ausgabe von Anteilen einer Anteilsgattung liegen im Ermessen der Verwal-
tungsgesellschaft. Nahere Angaben finden sich im Prospekt.
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= Ertragnisverwendung bei Ausschiittungsanteilscheinen (Ausschiitter)

Die wdhrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse (Zinsen und Dividenden) knnen nach Deckung der
Kosten nach dem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft ausgeschiittet werden. Eine Ausschiittung kann unter
Beriicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber unterbleiben. Ebenso steht die Ausschiittung von Ertrdgen aus
der Verdu3erung von Vermogenswerten des Investmentfonds einschlieBlich von Bezugsrechten im Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft. Eine Ausschiittung aus der Fondssubstanz sowie Zwischenausschiittungen sind zuldssig.

Das Fondsvermdgen darf durch Ausschiittungen in keinem Fall das im Gesetz vorgesehene Mindestvolumen fir
eine Kiindigung unterschreiten.

Die Betrdge sind an die Inhaber von Ausschiittungsanteilscheinen ab 15.11. des folgenden Rechnungsjahres aus-
zuschitten, der Rest wird auf neue Rechnung vorgetragen.

Jedenfalls ist ab dem 15.11. der gemaRB InvFG ermittelte Betrag auszuzahlen, der zutreffendenfalls zur Deckung
einer auf den ausschittungsgleichen Ertrag des Anteilscheines entfallenden Kapitalertragsteuerabfuhrpflicht zu
verwenden ist.

= Ertragnisverwendung bei Thesaurierungsanteilscheinen mit KESt-Abzug (Thesaurierer)

Die wdhrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausge-
schittet. Es ist bei Thesaurierungsanteilscheinen ab 15.11. der gemaB InvFG ermittelte Betrag auszuzahlen, der
zutreffendenfalls zur Deckung einer auf den ausschiittungsgleichen Ertrag des Anteilscheines entfallenden Kapi-
talertragsteuerabfuhrpflicht zu verwenden ist.

= Ertragnisverwendung bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Vollthesaurierer Inlands-
und Auslandstranche)

Die wdhrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausge-
schiittet. Es wird keine Auszahlung gemaRB InvFG vorgenommen. Der fiir das Unterbleiben der KESt-Auszahlung
auf den Jahresertrag gemal3 InvFG mal3gebliche Zeitpunkt ist jeweils der 15.11. des folgenden Rechnungsjahres.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise von den depotfiihrenden Stellen
sicher, dass die Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilinhabern gehalten werden kénnen, die ent-
weder nicht der inlandischen Einkommen- oder Kérperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die Voraussetzun-
gen fir eine Befreiung gemal3 § 94 des Einkommensteuergesetzes bzw. flr eine Befreiung von der Kapitalertrag-
steuer vorliegen.

Werden diese Voraussetzungen zum Auszahlungszeitpunkt nicht erfillt, ist der gemaR InvFG ermittelte Betrag
durch Gutschrift des jeweils depotfiihrenden Kreditinstituts auszuzahlen.

= Ertragnisverwendung bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Vollthesaurierer Ausland-
stranche)

Der Vertrieb der Thesaurierungsanteilscheine ohne KESt-Abzug erfolgt ausschlieBlich im Ausland.

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausge-
schittet. Es wird keine Auszahlung gemaR InvFG vorgenommen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise sicher, dass die Anteilscheine im
Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilinhabern gehalten werden kénnen, die entweder nicht der inlandischen Ein-
kommen- oder Korperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die Voraussetzungen fiir eine Befreiung gemaf
des § 94Einkommensteuergesetzes bzw. fiir eine Befreiung von der Kapitalertragssteuer vorliegen.

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fir die zum 31.03.2013 bestehenden Anteilsgattungen fir ihre Verwaltungsta-
tigkeit eine jahrliche Vergiitung bis zu einer Hohe von 0,60 vH des Fondsvermdgens, die auf Grund der Monatsen-
dwerte errechnet wird.
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Flr ab dem 01.04.2013 neu auszugebende Anteilsgattungen erhalt die Verwaltungsgesellschaft fiir ihre Verwal-
tungstatigkeit eine jahrliche Verglitung bis zu einer Hohe von 1,15 vH des Fondsvermdgens, die auf Grund der
Monatsendwerte errechnet wird.

Es liegt im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft, eine Staffelung der Verwaltungsgebiihr vorzunehmen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat weiters Anspruch auf Ersatz aller durch die Verwaltung entstandenen Aufwen-
dungen.

Die Kosten bei Einfiihrung neuer Anteilsgattungen fiir bestehende Sondervermdgen werden zu Lasten der An-
teilspreise der neuen Anteilsgattungen in Rechnung gestellt.

Bei Abwicklung des Investmentfonds erhélt die Depotbank eine Vergiitung von 0,50 vH des Fondsvermdégens.

Nahere Angaben finden sich im Prospekt.

40



ANHANG
LISTE DER BORSEN MIT AMTLICHEM HANDEL UND VON ORGANISIERTEN MARKTEN

1. Borsen mit amtlichem Handel und organisierten Markten in den Mitgliedstaaten des EWR sowie Borsen in europdischen
Landern auB3erhalb der Mitgliedstaaten des EWR, die als gleichwertig mit geregelten Markten gelten

Jeder Mitgliedstaat hat ein aktuelles Verzeichnis der von ihm genehmigten Markte zu fiihren. Dieses Verzeichnis ist den anderen
Mitgliedstaaten und der Kommission zu tGbermitteln.

Die Kommission ist gemaB dieser Bestimmung verpflichtet, einmal jahrlich ein Verzeichnis der ihr mitgeteilten geregelten Markte
zu veroffentlichen.

Infolge verringerter Zugangsschranken und der Spezialisierung in Handelssegmente ist das Verzeichnis der ,geregelten Markte
“grof3eren Veranderungen unterworfen. Die Kommission wird daher neben der jahrlichen Veroffentlichung eines Verzeichnisses
im Amtsblatt der Europaischen Union eine aktualisierte Fassung auf ihrer offiziellen Internetsite zuganglich machen.

1.1. Das aktuell gliltige Verzeichnis der geregelten Markte finden Sie unter

https://registers.esma.europa.eu/publication/searchRegister?core=esma_registers_upreg*®

1.2. Folgende Borsen sind unter das Verzeichnis der Geregelten Markte zu subsumieren:

1.2.1. Luxemburg
1.2.2. Schweiz

Euro MTF Luxemburg
SIX Swiss Exchange AG, BX Swiss AG

1.3. Gemal3 § 67 Abs. 2 Z 2 InvFG anerkannte Markte im EWR:

Markte im EWR, die von den jeweils zustandigen Aufsichtsbehorden als anerkannte Markte eingestuft werden.

2. Borsen in europdischen Landern auBBerhalb der Mitgliedstaaten des EWR

2.1. Bosnien Herzegowina: Sarajevo, Banja Luka
2.2. Montenegro: Podgorica
2.3. Russland: Moskau (RTS Stock Exchange);
Moscow Interbank Currency Exchange (MICEX)
2.4. Serbien: Belgrad
2.5. Tarkei: Istanbul (betr. Stock Market nur "National Market")

3. Borsen in auBBereuropdischen Landern

3.1. Australien: Sydney, Hobart, Melbourne, Perth

3.2 Argentinien: Buenos Aires

3.3. Brasilien: Rio de Janeiro, Sao Paulo

3.4. Chile: Santiago

3.5. China: Shanghai Stock Exchange, Shenzhen Stock Exchange
3.6. Hongkong: Hongkong Stock Exchange

4 Zum Offnen des Verzeichnisses in der Spalte links unter ,Entity Type” die Einschrankung auf ,Regulated market” auswahlen
und auf ,Search” (bzw. auf ,Show table columns” und ,Update”) klicken. Der Link kann durch die ESMA gedndert werden.

® Mit dem erwarteten Ausscheiden des Vereinigten Kénigreichs GroBbritanniens und Nordirland (GB) aus der EU verliert GB
seinen Status als EWR-Mitgliedstaat und in weiterer Folge verlieren auch die dort ansassigen Borsen / geregelten Markte ihren
Status als EWR-BOrsen / geregelte Markte. Fiir diesen Fall weisen wir darauf hin, dass die in GB ansdssigen Borsen und geregel-
ten Méarkte

Cboe Europe Equities Regulated Market - Integrated Book Segment, London Metal Exchange, Cboe Europe Equities Regulated
Market — Reference Price Book Segment, Cboe Europe Equities Regulated Market — Off-Book Segment, London Stock Exchange
Regulated Market (derivatives), NEX Exchange Main Board (non-equity), London Stock Exchange Regulated Market, NEX Ex-
change Main Board (equity), Euronext London Regulated Market, ICE FUTURES EUROPE, ICE FUTURES EUROPE - AGRICULTURAL
PRODUCTS DIVISION, ICE FUTURES EUROPE - FINANCIAL PRODUCTS DIVISION, ICE FUTURES EUROPE - EQUITY PRODUCTS DIVI-
SION und Gibraltar Stock Exchange

als in diesen Fondsbestimmungen ausdriicklich vorgesehene Borsen bzw. anerkannte geregelte Markte eines Drittlandes im
Sinne des InvFG 2011 bzw. der OGAW-RL gelten.
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3.7.
3.8.
3.9

3.10.
3.1,

3.12

3.13.
3.14.
3.15.
3.16.

3.17

3.18.
3.19.
3.20.
3.21.
3.22.
3.23.

3.24.
3.25.

Indien:
Indonesien:
Israel:
Japan:
Kanada:
Kolumbien:
Korea:
Malaysia:
Mexiko:
Neuseeland:
Peru
Philippinen:
Singapur:
Sidafrika:
Taiwan:
Thailand:
USA:

Venezuela:
Vereinigte Arabische Emirate:

Mumbay

Jakarta

Tel Aviv

Tokyo, Osaka, Nagoya, Kyoto, Fukuoka, Niigata, Sapporo, Hiroshima
Toronto, Vancouver, Montreal

Bolsa de Valores de Colombia

Korea Exchange (Seoul, Busan)

Kuala Lumpur, Bursa Malaysia Berhad

Mexiko City

Wellington, Christchurch/Invercargill, Auckland

Bolsa de Valores de Lima

Manila

Singapur Stock Exchange

Johannesburg

Taipei

Bangkok

New York, NYCE American, New York Stock

Exchange (NYSE), Philadelphia, Chicago, Boston, Cincinnati
Caracas

Abu Dhabi Securities Exchange (ADX)

4. Organisierte Markte in Landern au3erhalb der Mitgliedstaaten der Europédischen Gemeinschaft

4.1.
4.2.
4.3.
44.

4.5.

Japan:
Kanada:
Korea:
Schweiz:

USA:

5. Borsen mit Futures und Options Markten

5.1.
5.2.

5.3.

54.
5.5.

5.6.
5.7.
5.8.
59

5.10.
5.11.
5.12.
5.13.

5.14.
5.15.
5.16.

Argentinien:
Australien:

Brasilien:

Hongkong:
Japan:

Kanada:
Korea:
Mexiko:
Neuseeland:
Philippinen:
Singapur:
Slowakei:
Sadafrika:

Schweiz:
Turkei:
USA:

Over the Counter Market
Over the Counter Market
Over the Counter Market
Over the Counter Market

der Mitglieder der International Capital Market Association (ICMA), Zirich
Over The Counter Market (unter behordlicher Beaufsichtigung wie z.B.

durch SEC, FINRA)

Bolsa de Comercio de Buenos Aires

Australian Options Market, Australian

Securities Exchange (ASX)

Bolsa Brasiliera de Futuros, Bolsa de Mercadorias & Futuros, Rio de
Janeiro Stock Exchange, Sao Paulo Stock Exchange

Hong Kong Futures Exchange Ltd.

Osaka Securities Exchange, Tokyo International Financial Futures
Exchange, Tokyo Stock Exchange

Montreal Exchange, Toronto Futures Exchange

Korea Exchange (KRX)

Mercado Mexicano de Derivados

New Zealand Futures & Options Exchange

Manila International Futures Exchange

The Singapore Exchange Limited (SGX)

RM-System Slovakia

Johannesburg Stock Exchange (JSE), South African Futures Exchange
(SAFEX)

EUREX

TurkDEX

NYCE American, Chicago Board Options Exchange, Chicago

Board of Trade, Chicago Mercantile Exchange, Comex, FINEX, ICE Future US Inc.
New York, Nasdaq PHLX, New York Stock Exchange, Boston Options Exchange

(BOX)
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ANHANG 3

ZUSATZLICHE INFORMATIONEN FUR ANLEGER IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Der Vertrieb von Anteilen des Fonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus in der Bundesrepublik Deutschland ist der Bun-
desanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht, Wertpapieraufsicht/Asset Management, gemdf3 § 132 Investmentge-
setz (seit 22.7.2013: § 310 Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB)) angezeigt worden und ab dem jeweils angefiihrten
Datum begann die Berechtigung zum Vertrieb:

SpanglerPrivat: Ertrag Plus (1A) deutsche WKN: 676584 ab 14.09.2001
SpanglerPrivat: Ertrag Plus (A) deutsche WKN: A1T6G6 ab 02.05.2013
SpanglerPrivat: Ertrag Plus (T) deutsche WKN: A1T6G7 ab 02.05.2013

l. Zahlstelle in Deutschland

Als Zahlstelle in Deutschland fungiert die State Street Bank International GmbH, Brienner Stral3e 59, D-80333
Miinchen.

Bei der deutschen Zahlstelle kdnnen Riicknahmeantrage fiir die Anteile des Fonds SpanglerPrivat: Ertrag Plus
eingereicht und die Rlicknahmeerl6se, etwaige Ausschiittungen sowie sonstige Zahlungen durch die deutsche
Zahlstelle an die Anteilinhaber auf deren Wunsch in bar in der Landeswdhrung ausgezahlt werden.

Ebenfalls bei der deutschen Zahlstelle sind alle erforderlichen Informationen fiir die Anleger kostenlos erhdltlich:
die Fondsbestimmungen
der Prospekt und die Basisinformationsblatter gemal EU-VO 1286/2014
die Jahres- und Halbjahresberichte sowie
die Ausgabe- und Riicknahmepreise

ll. Veroffentlichungen gemaR § 298 Abs 1 KAGB

Etwaige Informationen an die Anteilinhaber werden im e-Bundesanzeiger oder im Internet unter www.igam.com
veroffentlicht.

lll. Veroffentlichungen gemaR § 298 Abs 2 KAGB

Folgende Informationen an die Anteilinhaber werden zusatzlich mittels dauerhaftem Datentrdager nach § 167
KAGB veroffentlicht:
Aussetzung der Riicknahme der Anteile
Kiindigung der Verwaltung oder Abwicklung des Fonds
Anderungen der Anlagebedingungen, die mit den bisherigen Anlagegrundsitzen nicht vereinbar sind oder
anlegerbenachteiligende Anderungen von wesentlichen Anlegerrechten oder anlegerbenachteiligende An-
derungen, die die Vergiitungen und Aufwendungserstattungen betreffen, die aus dem Investmentvermdgen
entnommen werden kénnen, einschlieBlich der Hintergriinde der Anderungen sowie der Rechte der Anleger
Verschmelzung des Fonds
Umwandlung des Fonds in einen Feederfonds oder die Anderung eines Masterfonds

IV. Informationsstelle fiir Deutschland

Als Informationsstelle fiir Deutschland fungiert die State Street Bank International GmbH, Brienner Straf3e 59, D-
80333 Miinchen.

Bei der Informationsstelle fiir Deutschland sowie im Internet unter www.igam.com sind alle erforderlichen Infor-
mationen fiir die Anleger kostenlos erhaltlich: Fondsbestimmungen, Prospekt und Basisinformationsblatter gemal3
EU-VO 1286/2014, Jahres- und Halbjahresberichte, sowie Ausgabe- und Riicknahmepreise.
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http://www.iqam.com/

V. Steuerliche Vertretung gemaB § 5 InvStG in Deutschland

Die Steuerliche Vertretung des Fonds erfolgt durch den Steuerberater Dr. Gernot Aigner, Im Ort 2, 3353 Biber-
bach.

Die steuerliche Behandlung der Fondsertrage bei Steuerauslandern richtet sich nach der jeweiligen nationalen
Steuergesetzgebung. Die Beiziehung eines Steuerexperten wird empfohlen.
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Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absatze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU) 2019/2088

und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten

Name des Produkts: SpanglerPrivat: Ertrag Plus

Eine nachhaltige
Investition ist eine
Investition in eine
Wirtschaftstatigkeit,

die zur Erreichung
eines Umweltziels

oder sozialen Ziels
beitragt, vorausgesetzt,
dass diese Investition
keine Umweltziele oder
sozialen Ziele erheblich
beeintrachtigt

und die Unternehmen,
in die investiert

wird, Verfahrensweisen
einer guten
Unternehmensfiihrung
anwenden.

Die EU-Taxonomie ist ein
Klassifikationssystem, das
in der Verordnung

(EU) 2020/852
festgelegtistund ein
Verzeichnis von
okologisch nachhaltigen
Wirtschaftstatigkeiten
enthalt. Indieser

Verordnung ist

kein Verzeichnis der
sozial nachhaltigen
Wirtschaftstatigkeiten
festgelegt. Nachhaltige
Investitionen mit

einem Umweltziel
kénnten taxonomiekonform
sein oder nicht.

Unternehmenskennung (LEI-Code): 529900QRSDMLNVV72785

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

@00

O

Es wird damit ein Mindestanteil an

nachhaltigen Investitionen mit

einem Umweltziel getdtigt: __ %

O in Wirtschaftstatigkeiten, die nach der
EUTaxonomie als 6kologisch nachhaltig

einzustufen sind

O in Wirtschaftstatigkeiten, die nach der
EUTaxonomie nicht als 6kologisch nachhaltig

einzustufen sind

(]
]

Nein

Es werden damit 6kologische/soziale
Merkmale beworben und obwohl keine
nachhaltigen Investitionen angestrebt
werden, enthilt es einen Mindestanteil von
__% an nachhaltigen Investitionen

O mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie als 6ko-logisch nachhaltig
einzustufen sind

O mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie nicht als kologisch nachhaltig
einzustufen sind

O mit einem sozialen Ziel

[0  Eswird damit ein Mindestanteil an nachhaltigen [X] Es werden damit 6kologische/soziale Merkmale
Investitionen mit einem sozialen Ziel getitigt: beworben, aber keine nachhaltigen
% Investitionen getatigt.

W elche 6kologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Finanzprodukt beworben?

Bei diesem Fonds werden sowohl 6kologische als auch soziale Merkmale beworben. Hierfiir wird mindestens der im Abschnitt ,Welche
Vermogensallokation ist fir dieses Finanzprodukt geplant?“ genannte Anteil der Investitionen nach der nachfolgend beschriebenen ESG-Strategie
verwaltet.

Der Fonds investiertin Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Fondsanteile (im Folgenden: ,Zielfonds*), die auch nach Grundsétzen der Nachhaltigkeit
ausgewahlt werden. Bei der Auswahl der Investitionen werden sowohl 6kologische als auch soziale und die verantwortungsvolle Unternehmens-
und/oder Staatsfiihrung betreffende Kriterien (ESG-Kriterien) berticksichtigt. Hierzu werden bei den Anlageentscheidungen im Rahmen der ESG-
Strategie Ausschlusskriterien angewandt. Damit wird beabsichtigt, dass das Fondsvermégen im Rahmen der ESG-Strategie nicht in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente von Emittenten sowie Zielfonds angelegt wird, die mit hohen negativen Auswirkungen im Bereich Umwelt und Soziales verbunden
sind.

Im Rahmen der ESG-Strategie ausgeschlossen werden Investitionen in ausgewahlte Branchen, welche generell mit hohen negativen Auswirkungen auf
Umwelt und/oder soziale Belange verbunden sind, da zum Beispiel die Produktion zum Klimawandel, zur sozialen Ungleichheit oder Konflikten beitragt.
Beispielsweise wird im Rahmen der ESG-Strategie nicht direkt in Unternehmen investiert, die in der Kohleférderung tétig sind, oder die einen gewissen
Mindestanteil ihrer Umséatze mit der Herstellung von Waffen erwirtschaften. In der ESG-Strategie ausgeschlossen werden beispielsweise auch
Direktinvestitionen in Staaten, die Grundrechte beziiglich Demokratie und Menschenrechte schwerwiegend, dauerhaft und systematisch verletzen.

Eine detaillierte Beschreibung der Kriterien findet sichim Abschnitt ,Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?*.

Es wurde kein Referenzwert definiert, um festzustellen, ob dieses Finanzprodukt auf die beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale ausgerichtet
ist.



Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der einzelnen ¢kologischen
oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt beworben werden, herangezogen?

Mit Nachhaltig Zur Messung der Erreichung der 6kologischen und sozialen Merkmale werden folgende Nachhaltigkeitsindikatoren herangezogen:

keitsindikatoren
wird gemessen,
inwieweit die mit
dem Finanz-

Einhaltung der in der Anlagestrategie vereinbarten Ausschlusskriterien

Der Indikator , Einhaltung Ausschlusskriterien” misst, ob der Fonds die in der Anlagestrategie definierten Ausschlusskriterien
einhalt, d. h. ob keine Investitionen in gemal der ESG-Anlagestrategie ausgeschlossene Emittenten und/oder Zielfonds erfolgen.

produkt beworbe-
nen dkologischen
oder sozialen Eine detaillierte Beschreibung der Ausschlusskriterien findet sich im Abschnitt ,Welche Anlagestrategie wird mit diesem

WELQEEEIEIN  Finanzprodukt verfolgt?”.
werden.

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz ,,Vermeidung erheblicher Beeintréchtigungen*” festgelegt, nach demtaxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-
Taxonomie nicht erheblich beeintréchtigen diirfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefiigt. Der Grundsatz , Vermeidung erhélicher Beeintrachtigungen” findet
nur bei denjenigen dem Finanzprodukt zugrundeliegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien fiir 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitéten
beriicksichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrundeliegenden Investitionen berticksichtigen nicht die BJ-Kriterien fir 6kologisch nachhaltige
Wirtschaftsaktivitaten.Alle anderen nachhaltigen Investitionen dtirfen 6kologische oder soziale Ziele ebenfalls nicht erheblich beeintréchtigen.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhalligk=itsfaktoren berbcksichiigt?

& Ja. O i,

Ja, bei dern Fonds werden bai Anlageenischesdungan in Werpapiers, Geldmarkiinsirumante und Zielonds die wichligaien nechbailigen
Auswirkurgen aul Hachhabgketsfadaren (nachichpend aveh Principa Adverse Impacls oder PAD beniicksiehiigh (naschiohpend awch
PAl-Slralegia). PAI beschaiban die negaliven Auswirkungen der (Gesehdes-jTagketan der Unbarmahmen nd Stastan, in die dar
Fomds svastien, in Bazug auf Umweit-, Sooal- und Arbaiinehmerbelanga, te Acihung dar Menschenrechta und e Bakempfung von
Korrupticn und Bestachung. fal der PAl-Strefems =t &s, die mit dan Imvashitionen varbundenen negetmen Einfiisse aud
Hachhakgkeststakioren 7o begrenzen. Harzu werden systamatische Vartahran mozur g und B ung, sowea
Makmahmen 2urn Ungang mil den PALm iveslilionsanalyee- wnd -enlschedongsprosaess angewan @

Die Massung und Bawarhmng der PAl potanaaler Imvesthonen erfolgh mithdfe fastpalegiar Indiketoren auf Beass bainisbsexgensr

R Brsrchan Sowie unber Versendung von ESG-Daten adarmar Reseanchanbieder. Fur meastilionen in Unbaermabomen wardan
Inddalonen haranperogen, widche die PA der Ualemehmaen o den Beraichen Traibhsusgasemissionen, Biodversilal, Weassor, Ahlal
s Soeiakes nd Baschalligung messen. Daze gebaren ¢ B die Inddikaloren Treibhsusgasinbenstal, Enengioasbrsachsinbarsial
Varsttida gagan dan UN Global Compact, Betaibgung an der Hersialung und gam Verkaul konfroversar Wattan und
Manschanmachisvarieizungan. Die Indikatoren fir Stastan messan de PAl der pwaibgen Ztasten n Bezug auf Umwak und Sozieles.
Dezy gendran die Indikatoren [raibheusgasemissicnen und Versblbe gegen sozigle Bestmmungen. Jur Messung dar PATwn
Filfonds warden sowahl die Indkalomn for Unlemehman aks asch die Indiaionen e Sason aeranmperogen

Die PAl-Berdcksschigung saht nabsan der Messung und Bewertung der PAL auch konkrat dafmiens Mainahman und Prozasse zur
Shensaring der PA B Anlsgeantsc haidungen var

U die negetren Machhabgketsauswirkungan, die im Rahmen der ESG-Strategie mit den Investbionan des Fonds varbunden snd,
Bekamplung grundsatsdich zu bagrancan, wird des Anlapaunivarsum des Fonds durch die Amvwendung verbiindbchar, nachhallighailsbazogener

W=l Ay s schiusskrilenan gnpaschrankl Digsa Sosschlvssdomtarien schiieflan im Rehman dar ESG-Siratoga Imastilionen m Untarnahmen,
Stastan und Jalfonds aws, die dafmicrta Mindeststandands in Bazug auf Umwak und Soesakas mech embakan. (Forisatzong sishe
Folpaseds. )

chung




‘Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfalgt?

HIMWEIS; Dar Fonds strefit zu jpdar Zedt die Erraichung der Anlegegsaka gn, a5 kann jadoch nichl zugasicherd war-dan, dess diesa
fwala auch talsachiich emmaicht wardan. [wa nachsahande Beschraibung beniclksachingt nicht das indnaduele Risikoprofil des
Ankagars und ist hierzu gof. aina persanliche fachgarechie Anlegeberatong empfehlanswert | angebrachi.

fwal des SpanglarFrvet: Erreg Flus =t as, die Wachstumschancan inarmationaler Aktien mit den konbmmaric han Errégen won
Ankaihan unbar Einhatung des Pensionskessengesaizes zu kombinssren. Der Fonds wird dazu @ nach Emschitzung dar
Whrtschafts- und Kepitelmarktiaga und der Bersanaussachian im Hahmen sainar Anlegepolitik die nach dem
lrmveeeslmentlonidsg ety und den Famdsbasiimmmpan sugeassann Vermogenspaepenstande  (Werlpapans,
Geddrmarkinsiruments, Sichiainksgen, Fomdsaniede und Firanemsirumente) erwerban und verauBarn. Akdien, aklienghnliche
Lirparlsbraare Wiarlpapearns, corporale Bonds und sonslige Baledigungswarlpapire m Sione des § 25 Abhs 2 7 4 PEG drlen
pamainzam mit sonshgen Vermogenswarten 1m Snna des § 2 Abs 2 L 6 FKOG bes 2o B0y, H. des Fondsvarmogans anwortsan
wardan, wabal aina Ertibung deser Anlegegrenze suf F0v. H. durch den Einsatz wan Invesiment Grags Coporals Bands
stemhatt =i Fordarungswerpapiers qemat PKG sows Geldmarkdnstrumanta odrfan im gaseizlich zulissigen Umiang erworben
wardan Sichbeinagen und kisn@ane Cinksgen il ainer Laolred von hachsiens 12 Monasten durfoen bis oo 100w Hodes
Frondssaamogens gehalen werden Varmnbgungen @ limesimaentlonds durfoen im peseldich odiszgen Umbang ond sind
enlsprechend #irer Elsschlichen Gessomanmg sl die Versnkbgungskstegaricen des § 25 Abhs 2 PRG sufmileden Wesnksgmgen
Im Wermidgenswarten, die auf aine andera VWahrung ak die dar Verbndichkedan leuten, sind mi msgesamt 30v. H. des
Fongsvemmigens begrenzl Wird des Wahnungsnsiko gurch Kurssichenngsgeschiie beseddl, so kinnen dese Varaniagungen
gan euf Eure leulendan VaranklBgungen Tupaordnal wardan. Antede an Imvastmantionds ddrfan bis 2u 100 v. H. das
Frndswamegens amwarban wardan. Es ksnnan Anbails an Inestmenifonds. arworban werden, daren Anlagerasiriklicnen undfodar
Anlapasirabage von jener das SpanglerPrival Errag Plus sbwaichen, Der Fonds salzl im Rabmen dar Varanlagung kaing Tokal
Ralum Sweps ain. For dan Fonds dorfan darivalive Produida zor Absichemng anvorban wardan

‘Werden bei dizsem Finanzprodukt die wichtigsien nachteiligen Auswirkungen auf
Hachhaltigheitsfaktoren berlcksichiigt? (Fortsetzung)

(Fortalzing) Aul diese Wesa sollan ivestilionen vermisden wenden, die mil Geschafataliphailen n konlroversan Gaschaflsfakdem
sowie konbroversen Unbermahmens- wnd Slasalshihrangsprakliken verbunden sind. Daza zahlen 2. B Unlemefimean, die gegen den UN
Ghibal Compact verslofan oder inder Harslalhing koalrowersar WialTan latig sind. Eine awsfihiichs Beschaibung dissar
Ausschiusskritenan fmost sachom Atschnitt zur Anlagastretams wieder. Zudem wardan im Rehman dar ESG-Stratege Untemenman,
e umwakbezogana undoder somAk Kongrowarsen verwickal sind, enlassbazogen idantiziert und gagabanantells awch aus dem
Anlapaunivarsum ausgeschicssan.

U derlbar hneus spazifischa, aks besonders rekvant erachtess FAl gegsak zu begrenzen, kannen @ nach Hohe baw. Auspragung
oar PAl wartera Emittenten nd dalonds sus dem Anlageunmarsum auspaschiossen wardan, sowalt FAl-Uatan worhanden snd.
Hiarrfiir Bl e Wierwallinpgesalehal [ eoe faswahl an PAL- Indikataren Schweleonwerle dalmied. Fiar wedare Indikaboren ol
et Bewrsrung sl kooliniclicher Basis durneh B iblipheilsan sy m

Tur P-Sirabegie gefical such diess - i Olerschretung defmisder Schwelenwerle Bestommber PAL- llikiaore - aul die
Rercdugirung chier PAD bai den Emillenben o Dealog hingewirk] woerden kamn Hiereo werden in dier Dioke-Groppe genmatingam mil den
Emillenien Losumgswege cruicd, wie die nschieiligen Machhabigkebaswirkungaen kinflig reduziced warden kannen, ochers verbandiche
[aduktionszicle fasipaknt, de bed Mchi-Einnatong 20 smem Susschiuss das pwailgen Emmantan aus dam Anleqeunsersum flban.

Wil Infarmalicnen 2o dan PAD knnen daem Rechenschafsbienchl anfnomimen wiencden



‘Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

(Fortsatzung )

Zusatdich komen derivalive Produkle m Sine des § 25 Abs 1 78 PRG, die mcht der Absichening dienen, amartsan wenden
wann 5ie zur Varringenung van Yeranisgungerskan cder zur Eress htanmg ener affizienten Verssitung des Fondsvemitgens
baitregen. Lie Aufnahmea won Krediten st bes zu 10 v H. des Fondswarmdgans kurzfrsig mulassig. Der Fonds imveshart gamals &
£ PRG 1oF BGBI M. G201 5 wnd 15t for die Varsorge for Abfarigungen, Pansonan und Jubdgumsgelsar gaexgnat. Der Fonds

[ Anbage-

Kmienen w ! kann iiberwiegend in liquide Vermigenswerie investieren, die keine Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente im Sinne
hetsp des Invest Hondsgesst sind, nimiich in Anteile an anderen Investmentfonds, Sichteintagen wnd kilndbare
S ASAN KET Eindagen sowie Derivate. Gemal den von der Finanzmarktaufsicht genehmigten Fondsbestimmungen diirfen Wertpapiere
el oder Gadmarktinstrumente, di von der Republik Osterrsich oder der Bundesrepubllk Deutschiand begeben oder

den garantiert werden, zu mehr als 35 v. H. erworben werden, sofern die Veranlagung in Zumindest sechs verschiedensn

Eméssionen arfolgt, wobed die Verantagung In ein- und derseiben Eméssion 30 v. H. des Fondsvermagens nicht
dberschreiten darf. Viranksgungen in Wiestpagicnen anfallen noban den Chancen aol Kossisiponmgen auch Risiken D
Reesabonm, ot Dypise i Wi mill ainem Fones bew mll ainar Veranksgung o oderivalive Instromenle warbunclen sind, werdan im
Hauplied dos Prospokts mabar baschrictien

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fir die Auswahl der
Investitionen zur Erfiillung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Ziele verwendet werden?

Im Rahmen der ESG-Strategie werden die im nachfolgenden beschriebenen Kriterien mindestens auf den im Abschnitt ,Welche
Vermdgensallokation ist fir dieses Finanzprodukt geplant?“ genannten Anteil der Investitionen angewandt.

Die ESG-Strategie sieht vor, nicht in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente von Unternehmen zu investieren,

- die Umsatze in den folgenden Geschéaftsfeldern erwirtschaften: Kontroverse Waffen (Streumunition, Landminen,
biologischen/chemischen Waffen, Waffen mit abgereichertem Uran, blendenden Laserwaffen, Brandwaffen und/oder nicht
auffindbaren Splitter); Stammzellenforschung unter Verwendung geklonter menschlicher Embryonen; Tabakproduktion;

- die mehr als 5% ihres Unternehmensumsatzes in folgenden Geschaéftsfeldern erwirtschaften: Konventionelle Waffen
(Produktion von Ristungsgutern, Waffensystemen, Komponenten, Unterstitzungssystemen und -dienstleistungen sowie
Handel damit); Thermische Kohle: Abbau/Férderung, Verkauf, Handel, und Stromerzeugung; Fliissige Brennstoffe:
Stromerzeugung; Olsande: Férderung;

- deren Rating schlechter als ,BBB* bei MSCI ESG ist (oder alternativ eine vergleichbare ESG-Bewertung eines anderen
Anbieters)

- welche die folgenden Geschéftspraktiken anwenden: Systematische, schwerwiegende und dauerhafte Menschen- und
Arbeitsrechtverletzungen; schwere VerstoRe gegen UN Global Compact (ohne positive Perspektive); kein Bekenntnis der
Unternehmenspolitik zu den Mindeststandards der International Labour Organisation (ILO) bezliglich Kinderarbeit,
Zwangsarbeit, Vereinigungsfreiheit und Diskriminierung oder nachweislich systematischer VerstoR dagegen;

Die ESG-Strategie sieht vor, nicht in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente von Staatenzu investieren,

- die gegen folgende politische und soziale Standards verstoRen: Staaten, die Grundrechte beziiglich Demokratie und
Menschenrechte schwerwiegend/dauerhaft/systematisch verletzen (,not free* nach dem Freedom House Index
https://freedomhouse.org/countries/freedom-world/scores oder gleichwertiger ESG-Ratings); Staaten mit besonders hohen
Militarbudgets (>4% des BIP);




Die Verfahrens-
weisen einer guten
Unternehmensfiihr

ung umfassen
solide Manage-
mentstrukturen, die

Beziehungen zu
den Arbeitneh-
mern, die Vergi-
tung von Mitarbei-
tern sowie die
Einhaltung der
Steuervorschriften.

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fiir die Auswahl der
Investitionen zur Erfiillung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Ziele verwendet werden?

(Fortsetzung)

- die gegen folgende Umweltstandards verstoRen: Staaten ohne strategische Zielsetzungen und Ma3nahmen zur Reduktion von
Treibhausgasen und zum Artenschutz;

Die ESG-Strategie sieht weiters folgende Kriterien firr Zielfonds vor:
- Einhaltung der Kriterien fiir Einzeltitel (siehe oben)

- oder Einhaltung folgender Mindestausschliisse betreffend die investierten Unternehmen: geachtete Waffen (>0%),
Tabakproduktion (>5%), Kohle (>30% Umsatz aus Herstellung und/oder Vertrieb) und schwere VerstéRe gegen UN Global
Compact (ohne positive Perspektive); bei investierten Staaten gelten Mindestausschlisse im Hinblick auf die Verletzung von
Grundrechten beziiglich Demokratie und Menschrechte (schwerwiegend, dauerhaft und systematisch)

- oder Klassifizierung gemaf Art. 8/9 EU-SFDR (Offenlegungsverordnung)
(Eine Ausnahme hiervon istfiir ETFs/Fonds bis max. 25% der Assets under Management des Gesamtfonds zuléssig.)

Weiters werden in diesem Produkt die allgemeinen Nachhaltigkeitsgrundsatze der Verwaltungsgesellschaft angewandt. Hersteller
gedchteter und kontroverser Waffen sind ausgeschlossen. Hierzu zéhlen Waffen nach dem Ubereinkommen Uber das Verbot des
Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und Uber deren Vernichtung (,Ottawa-
Konvention*“), dem Ubereinkommen (ber das Verbot von Streumunition (“Oslo-Konvention®) sowie B- und C-Waffen nach den
jeweiligen UN-Konventionen (UN BWC und UN CWC).

Die Verwaltungsgesellschaft ist Signatory der Prinzipien fir verantwortliches Investieren (PRI).

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung der Unternehmen,
in die investiert wird, bewertet?

Eine Bewertung der Verfahrensweisen guter Unternehmensfiihrung der investierten Unternehmen erfolgt durch eine Betrachtung
der VerstoéRRe gegen die Prinzipien des UN Global Compact und der OECD Guidelines for Multinational Enterprises. Es wird nicht in
Unternehmen investiert, denen sehr schwere VerstdRe gegen die Prinzipien des UN Global Compact oder die OECD-Leitsatze
vorgeworfen werden.

Der UN Global Compact umfasst 10 Prinzipien, die den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umweltschutz und
Korruptionsbekampfung zuzuordnen sind. Ist ein Unternehmen in eine oder mehrere ESG-Kontroversen verwickelt, bei denen
glaubhafte Anschuldigungen bestehen, dass das Unternehmen oder dessen Geschaftsfiihrung gegen diese Prinzipien verstoen
hat, so wird dies als ,schwerer VerstoR* gegen globale Normen wie die ILO (,International Labour Organization*)
Kernarbeitsnormen oder die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte gewertet. Dazu gehéren z. B. Unternehmen, die Kinder-
bzw. Zwangsarbeit anwenden.

Die OECD-Leitsatze sind neben den ILO-Kernarbeitsnormen und dem UN Global Compact weltweit das wichtigste Instrument zur
Forderung von verantwortungsvoller Unternehmensfiihrung. Fir Unternehmen bieten sie einen Verhaltenskodex bei
Auslandsinvestitionen und fiir die Zusammenarbeit mit auslandischen Zulieferern. Sie beschreiben, was von Unternehmen bei
ihren weltweiten Aktivitaten im Umgang mit Gewerkschaften, im Umweltschutz, bei der Korruptionsbekdmpfung oder der Wahrung
von Verbraucherinteressen erwartet wird.



Welche Vermdgensallokation ist fiir dieses Finanzprodukt geplant?

Die Vermégens- Dieser Fonds investiertin ein breit diversifiziertes Portfolio. Mindestens 51% der Investitionen erfiillen die 6kologischen und sozialen
allokation gibt Merkmale (#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale).*

den jeweiligen

Anteil der

Investitionen in
bestimmte
Vermogens-
werte an.

#1 Ausgerichtet auf
okologische oder
soziale Merkmale

51%

#1 Ausgerichtetauf 6kologische odersoziale Merkmale umfasst
Investitionen des Finanzprodukts, die zur Erreichung der beworbenen
o6kologischen odersozialen Merkmale getatigt wurden.

#2 Andere Investitionen umfasst die tbrigen Investitionen des
Finanzprodukts, die weder auf 6kologische odersoziale Merkmale
#2 Andere ausgerichtet sind, noch als nachhaltige Investitionen eingestuft
werden.

Investitionen

Investitionen

@ In welchem Mindestmal sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der EU-Taxonomie
konform?

Taxonomiekonforme Der Fonds strebt keine nachhaltigen Investitionen mit einem Umweltziel, das mit der EU-Taxonomie konform ist, an. Daher
Tatigkeiten, ausge- betragt der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit Umweltziel, die mit der EU-Taxonomie konform sind, 0%. Es sind auch
LI EAVGIEN  keine Investitionenin EU-Taxonomiekonforme Tétigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie vorgesehen.

der:

- Umsatzerlése, die 1. Taxonomie-Konformitat der Investitionen 2. Taxonomie-Konformitat der Investitionen

den Anteil der Einnah- einschlieBlich Staatsanleihen* ohne Staatsanleihen* In denbeiden Dlagran'.lr.nen istin Grin de.r er.ldest-
men aus umwelt- prozentsatz der Investitionen zu sehen, die mit der

freundlichen Aktivitaten EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete
der Unternehmen, Methode zur Bestimmung der Taxonomie-Konformitat
in die investiert von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die
wird, widerspiegeln Taxonomie-Konformitatin Bezug auf alle Investitionen
-Investitionsausgaben 100% 100% des Finanzprodukts einschlieRlichder Staatsanleihen,
(CapEx), die d'ie wahrend die zweite Grafik die Taxonomie-Konformitat
umweltfreundlichen nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts

Investitionen der B Taxonomiekonform B Taxonomiekonform . . . .

Unternehmen, in die O Andere Investitionen O Andere Investitionen zeigt, die keine Staatsanleihen umfassen.

investiert wird,

aufzeigen, z.B. fiir den * Fir die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff ,Staatsanleihen” alle Risikopositionengegeniiber Staaten.

Ubergang zu einer . . . . . oo . ) o - )
griinen Wirtschaft @ Wiehoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangstatigkeiten und ermdglichende Tatigkeiten?
- Betrieb: b " . - i . . s .

(O:E:: d?: :isega o Der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangstatigkeiten und ermdglichende Tatigkeiten betragt jeweils 0%.
umwelifreundlichen ] i .

betrieblichen Aktivi- Art der Wirtschaftstatigkeit Erméglichende Titigkeiten wirken unmittelbar erméglichend darauf hin,
taten der Unterneh- dass andere Tétigkeiten einen wesentlichen Beitrag zu den Umweltzielen
men, in die investiert Erméglichende Tatigkeiten 0,00% leisten. Ubergangstitigkeiten sind Tatigkeiten, fur die es noch keine CO2-

wird, widerspiegeln armen Alternativen gibt und die unter anderem Treibhausgasemissionswerte
Ubergangstitigkeiten 0,00% aufweisen, die den besten Leistungen entsprechen.




Welche Investitionen fallen unter ,#2 Andere Investitionen®, welcher Anlagezweck
wird mitihnen verfolgt und gibt es einen 6kologischen oder sozialen Mindestschutz?

Unter ,#2 Andere Investitionen® fallen potenziell:

- Derivate und derivative Instrumente, die zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie dienen, aber nicht zur Erreichung der
okologischen und sozialen Merkmale beitragen.

- Sichteinlagen und kiindbare Einlagen im Rahmen der fondsspezifischen Anlagegrenzen.

- Investitionenin Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Zielfonds, fir die keine oder keine hinreichenden ESG-Daten vorliegen
und daher nicht sichergestellt werden kann, ob diese auf die 6kologischen und sozialen Merkmale des Fonds ausgerichtet sind.

- Investitionen, in Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Zielfonds, die nicht nach ESG-Kriterien ausgewahlt werden und unter
anderem der Diversifikation des Portfolios dienen.

Ein sozialer Mindestschutz wird bei den oben genannten Investitionen hergestellt, in dem Uber die in der Anlagestrategie
beschriebenen Kriterien hinaus grundsatzich nicht in Hersteller gedchteter und kontroverser Waffen investiert wird.

Wokann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden?

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter:
https://www.igam.com/de/fonds/partnerfonds/65-spaenglerprivat-ertrag-plus




IQAM Invest GmbH

Franz-Josef-Straf3e 22 T +43 505 8686-0
5020 Salzburg F +43 505 8686-869

office@igam.com
www.igam.com

WISSEN SCHAFFT VERMOGEN.



	1. Art des Rechts (dingliches, Forderungs- oder anderes Recht), das der Anteil repräsentiert Originalurkunden oder Zertifikate über diese Urkunden, Eintragung in einem Register oder auf einem Konto Merkmale der Anteile: Namens- oder Inhaberpapiere, ge...
	2. Voraussetzungen, unter denen die Auflösung des Fonds beschlossen werden kann;
	Einzelheiten der Auflösung, insbesondere in Bezug auf die Rechte der Anteilinhaber
	1. Ausgabe von Anteilen
	2. Ausgabeaufschlag
	3. Abrechnungsstichtag
	1. Rücknahme von Anteilen
	2. Rücknahmeabschlag
	Bei Rücknahme der Anteilscheine ist kein Rücknahmeabschlag zu bezahlen.
	3. Abrechnungsstichtag
	1. Erträgnisse bei Ausschüttungsanteilscheinen
	2. Erträgnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen mit KESt-Abzug
	3. Erträgnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Inlands- und Auslandstranche)
	4. Erträgnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Auslandstranche)
	1. Börsen mit amtlichem Handel und organisierten Märkten in den Mitgliedstaaten des EWR sowie Börsen in europäischen Ländern außerhalb der Mitgliedstaaten des EWR, die als gleichwertig mit geregelten Märkten gelten
	1.1. Das aktuell gültige Verzeichnis der geregelten Märkte finden Sie unter
	1.2. Folgende Börsen sind unter das Verzeichnis der Geregelten Märkte zu subsumieren:
	1.3. Gemäß § 67 Abs. 2 Z 2 InvFG anerkannte Märkte im EWR:
	2. Börsen in europäischen Ländern außerhalb der Mitgliedstaaten des EWR
	3. Börsen in außereuropäischen Ländern
	4. Organisierte Märkte in Ländern außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
	5. Börsen mit Futures und Options Märkten

